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Einleitung


Im Zweiten Weltkrieg gerieten schätzungsweise 35 Mio. Militärangehörige in Kriegsgefangenschaft. Ihre Behandlung reichte von strikter Einhaltung der Genfer Konvention bis zur beinahe vollständigen Rechtlosigkeit.1 Beim Umgang des Gewahrsamsstaates mit den Gefangenen kam es nicht nur darauf an, inwieweit er Nahrung, Unterkunft und medizinische Versorgung bereitstellen konnte, sondern auch auf seine politische Kultur oder die herrschenden Moralvorstellungen, also auf den ideologischen Hintergrund.2 Hinzu kamen taktische und strategische Überlegungen oder historisch gewachsene Vorurteile. Westliche Kriegsgefangene wurden zum Beispiel als den Angehörigen des Gewahrsamsstaates vom Grundsatz her gleichwertige Menschen angesehen.3 Aber auch hier gab es Abstufungen, wurden vom Deutschen Reich Amerikaner oder Briten anders behandelt als Franzosen, flämische Belgier anders als wallonische. Deutlich schlechter war dagegen die Situation der jugoslawischen oder der polnischen Gefangenen, die Lage der italienischen und der sowjetischen Gefangenen war hingegen regelrecht katastrophal.


Diese unterschiedlichen Behandlungen lassen sich konkret anhand der Situation der Gefangenen im Mannschaftsstammlager (Stalag) VII A (Moosburg) nachvollziehen. Dieses Stalag bietet sich aus verschiedenen Gründen für eine vertiefte Untersuchung an: Es bestand von 1939 bis 1945, deckte also die unterschiedlichen Phasen des Krieges und die verschiedenen Phasen der deutschen Kriegsgefangenenpolitik ab. Es handelte sich zudem um eines der größten deutschen Kriegsgefangenenlager, zumindest was die Zahl der Insassen anbelangt. Zahlreiche Soldaten aus unterschiedlichen Nationen wurden hier gleichzeitig gefangen gehalten. Daher können anhand der Situation im Stalag VII A die Lebensumstände verschiedener Gefangenengruppen nachvollzogen und miteinander verglichen werden. Schließlich weist das Stalag VII A weitere Besonderheiten auf. In der Endphase des Krieges wurde es zu einem von drei Sammelpunkten für Gefangene, die vor allem aus den Ostgebieten des Reiches in den Westen evakuiert wurden. Gleichzeitig richtete das IKRK in Moosburg eines von drei Umschlagzentren für die Verteilung von Rot-Kreuz-Paketen in Deutschland ein. Zwei weitere Besonderheiten betreffen die Situation sowjetischer Gefangener. Für das Stalag VII A ist der einzige Fall belegt, in dem verantwortliche Offiziere gegen die Ermordung sowjetischer Gefangener im Zuge der sogenannten Aussonderung protestierten. Später wurde das Stalag VII A zu einem Zentrum der Widerstandsbewegung B.S.W., getragen von sowjetischen Gefangenen.


Das Kriegsgefangenenwesen der Wehrmacht ist bis jetzt kein Schwerpunkt der deutschen historischen Forschung gewesen, auch wenn einige Studien zu diesem Thema vorliegen, zum Beispiel Rüdiger Overmans, „Die Kriegsgefangenenpolitik des Deutschen Reiches“ (2005)4 oder Hubert Speckner, „In der Gewalt des Feindes“ (2003) sowie der Sammelband von Günter Bischof, Stefan Karner und Barbara Stelzl-Marx, „Kriegsgefangene des Zweiten Weltkrieges“ (2005). Sowjetische Gefangene haben inzwischen eine gewisse Aufmerksamkeit erfahren, beginnend mit Alfred Streims „Sowjetische Gefangene in Hitlers Vernichtungskrieg“ (1982), gefolgt beispielsweise von Reinhard Otto „Wehrmacht, Gestapo und sowjetische Kriegsgefangene im Deutschen Reichsgebiet 1941/42“ (1998), Christian Streits „Keine Kameraden“ (2001) oder Rolf Keller „Sowjetische Kriegsgefangene im Deutschen Reich 1941/42“ (2011) ebenso italienische Militärinternierte, mit deren Schicksal sich Gerhard Schreiber in „Die italienischen Militärinternierten im deutschen Machtbereich, 1943-1945 (1990)“ oder Gabriele Hammermann in „Zwangsarbeit für den Verbündeten“ (2002) beschäftigt haben. Außerdem liegen Untersuchungen zu einzelnen Stalags vor, zum Beispiel zu den Lagern im Emsland oder zu den Sennelagern.5


Eine vertiefte Untersuchung steht für das Stalag VII A (Moosburg) noch aus. Dabei stehen für dieses Stalag zahlreiche und umfangreiche Quellen zur Verfügung, die in der Zusammenschau ein detailliertes Bild ergeben. Die Aktenbestände und das Archiv des Stalag sind zwar verschollen.6 Die Karteikarten der Gefangenen, die zahlreiche Informationen zu den einzelnen Soldaten sowie ihre Situation und Lebensumstände in der Gefangenschaft liefern, sind jedoch, soweit bekannt, nach Kriegsende an die Herkunftsländer der Gefangenen übertragen worden und liegen in dortigen Archiven vor. Im Bundesarchiv-Militärarchiv befinden sich umfangreiche Bestände zum Kriegsgefangenenwesen der Wehrmacht allgemein und der für das Stalag VII A vorgesetzten Dienststelle, dem Wehrkreiskommando VII, zumindest aus den ersten Jahren des Krieges. Für die Situation vor Ort existieren zahlreiche Unterlagen im Stadtarchiv Moosburg sowie im Archiv der Pfarrei St. Kastulus (Moosburg). Bestände zur Situation der jeweiligen Gefangenen befinden sich in den Archives Nationales (Paris), in den National Archives (London) und insbesondere in den National Archives (Washington). Hier haben sich auch umfangreiche Unterlagen zur Befreiung des Stalag und zum Rücktransport der Gefangenen erhalten. Wesentliche Informationen lassen sich auch den Veröffentlichungen des Internationalen Komitees vom Roten Kreuz (IKRK) entnehmen, insbesondere zur Situation britischer und amerikanischer Gefangener. Diese sparen jedoch die Situation sowjetischer Gefangener weitgehend aus, da die UdSSR nicht mit dem IKRK zusammenarbeitete. Wichtige Details liefern die Zeitzeugenberichte zahlreicher Gefangener unterschiedlicher Nationalität. Diese befinden sich zum Teil in autobiographischen Büchern oder wurden im Rahmen von Forschungsarbeiten systematisch erfasst, vor allem sind sie jedoch über die Website moosburg.org zugänglich. Sie ermöglichen einen Einblick in die Situation, wie sie die Gefangenen erlebten und empfanden und stellen so eine wichtige Ergänzung zu den Befehlen und Meldungen der deutschen Dienststellen oder den Berichten des IKRK dar. Der Schwerpunkt der Zeitzeugenberichte liegt auf den Darstellungen westlicher, vor allem britischer und amerikanischer Gefangener. Daher dominiert zwangsläufig ihre Sicht in der Darstellung. Zeitzeugenberichte sowjetischer Gefangener oder italienischer Militärinternierter liegen dagegen kaum vor. Hinzu kommen Zeugenaussagen und Stellungnahmen von Mitarbeitern des Stalag in mehreren Ermittlungs- und Entnazifizierungsverfahren, die wichtige Informationen zum Kriegsgefangenenwesen im Allgemeinen und zum Stalag VII A im Besonderen liefern, allerdings häufig die Tendenz erkennen lassen, die Situation im Lager und ihre eigene Tätigkeit positiv darzustellen.


Weitere wichtige Quellen sind Fotoalben zweier Mitarbeiter der Stalag-Kommandantur mit entsprechenden Bildunterschriften und Kommentaren. Hier ist zu bedenken, dass beide auf ihren Fotos das Leben der Gefangenen im Stalag positiv abbilden. Das Leid der Lagerinsassen, vor allem der sowjetischen und der italienischen Militärinternierten, wird von ihnen ausgespart.7





1 MacKenzie S., The Treatment of Prisoners of war in World War II, in: Journal of modern history 66 (1994), S. 487-520, S. 487 unter Verweis auf Literatur und die Schwierigkeit der Schätzung, da manche Kriegsparteien die Gefangenen nicht sorgfältig genug registrierten. Er schätzt, dass etwa 5 Mio. Gefangene die Gefangenschaft nicht überlebten. Zur Zahl 35 Mio. auch Lehmann A., Die Kriegsgefangenen, in: Aus Politik und Zeitgeschichte B7-8 1995, S. 13-19, S. 13.


2 MacKenzie S., The Treatment of Prisoners of war in World War II, in: Journal of modern history 66 (1994), S. 487-520, S. 490.


3 MacKenzie S., The Treatment of Prisoners of war in World War II, in: Journal of modern history 66 (1994), S. 487-520, S. 490f.; Aus Angst vor Repressalien hielten sich im Westen die Kriegsparteien im Wesentlichen an die Konvention. Diese Befürchtung vor Repressalien sowie dass und wie die Androhung oder Verhängung von Repressalien letztlich doch die Einhaltung der Konvention sicherstellten, zeigt MacKenzie auf. Gab es solche Befürchtungen nicht, weil wie im Falle Frankreichs, Italiens oder Polens keine Vergeltungsmaßnahmen zu befürchten waren, da diese Staaten keine deutschen Gefangenen in Gewahrsam hatten, ließ sich die deutsche Führung verstärkt von Nützlichkeitserwägungen leiten mit dem Ziel der maximalen Ausbeutung der Gefangenen.
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I. Geschichte der Kriegsgefangenschaft


Die Idee, den im Kampf besiegten Gegner nicht zu töten oder zu versklaven, sondern ihm eine Rechtsposition zuzuerkennen, ist vergleichsweise jung. Sie entstand erst in der Neuzeit und wurde seither deutlich weiterentwickelt, da die Erfahrungen aus vorangegangenen Kriegen vielfach zeigten, dass sich die jeweils gültigen Regelungen zum Schutz des Unterlegenen nicht als ausreichend erwiesen hatten. Diese Fortschritte ergaben sich meist aus Veränderungen im Bereich der Kriegsführung, der gesellschaftlichen und sozialen Verhältnisse sowie der Philosophie.


Im Folgenden soll ein kurzer Abriss die Geschichte der Kriegsgefangenschaft aus europäischer Sicht bis zur Genfer Konvention von 1929 nachzeichnen. Diese Darstellung, die keinen Anspruch auf Vollständigkeit erhebt, soll auf der Basis der grundlegenden historischen Entwicklung der Idee der Kriegsgefangenschaft das Verständnis für die rechtliche und tatsächliche Situation im Zweiten Weltkrieg verbessern.


1. Antike


In der Antike gab es keine allgemein gültigen Regelungen, wie mit Kriegsgefangenen umzugehen war. Diese waren auf Wohl und Wehe der Gnade der Sieger ausgeliefert und rechtlos. Vor allem einfache Soldaten oder Kämpfer wurden regelmäßig getötet oder versklavt. Die Versklavung erfolgte dabei nicht aus humanitären Erwägungen, etwa weil man die Kriegsgefangenen verschonen wollte, sondern weil ein Sklave einen wirtschaftlichen Wert darstellte. Der gefangene Gegner wurde zu einem „Wertgegenstand“, war Teil der Kriegsbeute.8 Dabei gab es noch keine Unterscheidung zwischen Kämpfenden und Zivilisten. Vielmehr wurden alle Angehörigen des besiegten Volkes versklavt, unabhängig von Alter und Geschlecht. Zu Tötungen kam es vor allem in Bürgerkriegen oder bei religiösen Konflikten.9


Im antiken Griechenland war es die freie Entscheidung des Siegers, den Unterlegenen zu versklaven oder zu töten. Allerdings war die Entscheidungsfreiheit eingeschränkt, wenn der Gegner zu einer „verwandten“ Gesellschaft, also zu einem anderen griechischen Staat, gehörte.10


In der römischen Antike war die Situation ähnlich. Feindliche Völker standen schlicht außerhalb des Rechts.11 Entweder wurden die Gegner getötet, wie zum Beispiel in Karthago, oder sie wurden versklavt. Dabei machten die Römer keinen Unterschied zwischen Kämpfern und Zivilisten oder Männern, Frauen und Kindern. Legitimiert wurde dieses Vorgehen unter anderem dadurch, dass die unterworfenen Feinde aus Sicht der Römer keine gleichwertigen Gegner, sondern Barbaren, also Angehörige einer deutlich niedrigeren Kulturstufe waren. Darüber hinaus hatten sie, nach römischem Verständnis und römischer Propaganda, durch ihr tatsächlich oder vermeintlich aggressives Verhalten gegenüber Rom oder seinen Verbündeten eine harte Behandlung herausgefordert. Die Versklavung von Clans und ganzen Stämmen wurde als politisch-militärische Notwendigkeit angesehen, um den Gegner zu beherrschen und neue Angriffe seinerseits bereits im Ansatz zu unterbinden sowie potentielle Widersacher abzuschrecken. Teilweise war die Versklavung sogar vorrangiges Kriegsziel, war die Versklavung ganzer Orte wichtig für die römische Wirtschaft, die bis zu einem gewissen Grad auf Sklaven angewiesen war.12 Auch wenn aus heutiger Sicht die Versklavung eines Menschen als absolut verwerflich und inakzeptabel gilt, war dies doch insofern eine Verbesserung der Situation des unterlegenen Gegners, als er wenigstens nicht getötet wurde.13 Die Situation der Gefangenschaft konnte durch Übereinkunft, zum Beispiel bei Kriegsende, durch Freilassung oder Loskauf enden. Dies stand jedoch in freiem Ermessen des Siegers.14


Auch die antike Philosophie stellte dieses Vorgehen nicht in Frage. Platon und Aristoteles zum Beispiel gestanden Sklaven keine Menschenwürde zu und betrachteten die Sklaverei als natürliches Phänomen.15


2. Mittelalter


Das römische Verständnis des Umgangs mit Besiegten prägte über den Corpus Juris Civilis, der 528-534 entstandenen spätantiken Gesetzessammlung des oströmischen Kaisers Justinian, auch das Mittelalter. Nach diesem Verständnis war der gefangene Gegner „Beute“, konnte also versklavt, getötet oder verstümmelt werden. Dies galt vor allem in Kriegen gegen andere Kulturkreise, zum Beispiel während der Kreuzzüge.16


Im frühen Mittelalter wurden Konflikte häufig zwischen unterschiedlichen Kulturen ausgetragen, denen ein gemeinsamer Verhaltenskodex und Wertekanon fehlte. Dies war der Grund dafür, dass die Gefangennahme des Gegners und die Freilassung gegen Lösegeld weitgehend unüblich waren. Die Gegner, vor allem die adeligen Anführer, wurden vielmehr getötet oder dauerhaft versklavt. Erst als sich im hohen Mittelalter ein ganz Europa umfassendes ritterlich-höfisches Ideal mit allgemein gültigen Normen entwickelte, wurde es üblich, den unterlegenen Widersacher gefangen zu nehmen und gegen Lösegeld auszutauschen, zumindest in der Theorie.17 Streng zu unterscheiden ist in diesem Zusammenhang zwischen den (adeligen) Rittern und dem Fußvolk.


Der ritterliche Ehrenkodex verbot an sich, den unterlegenen (adeligen) Ritter weiter zu schädigen. Allerdings ist dieser Kodex in zweierlei Hinsicht zu relativieren. Zunächst galt er nur für eine kleine gesellschaftliche Elite, nämlich die kleine Gruppe derjenigen, die das Recht hatte, Waffen zu tragen – und soweit es sich um Christen handelte. Allerdings blieb es in der Theorie weiterhin erlaubt und wurde in der Praxis auch umgesetzt den adeligen/ritterlichen Gefangenen zu töten, wenn von ihm weiterhin eine Kriegsgefahr ausging. Ansonsten durfte, zumindest in der Theorie der Rechtsgelehrten des späten Mittelalters, der Gefangene nicht versklavt und nicht mit dem Tode bedroht, jedoch eingesperrt werden. In der praktischen Umsetzung dominierten dagegen rein wirtschaftliche Erwägungen. Der Kodex wurde nur insofern eingehalten, als es nützlich war, nämlich soweit der gefangene Gegner ein Lösegeld versprach, das die Kosten für seine Verpflegung und Bewachung während der Zeit, bis das Lösegeld eintraf, überstieg.18 Grundsätzlich stand das Lösegeld demjenigen zu, der den Gegner gefangen genommen hatte, der Kriegsgefangene war der Gefangene des jeweiligen Einzelgegners.19


Das einfache, nicht-adelige Fußvolk, war in diese Überlegungen nicht mit einbezogen. Es wurde, da von ihm kein adäquates Lösegeld zu erwarten war, oft noch auf dem Schlachtfeld getötet. Der Hintergrund für dieses Vorgehen waren nicht nur Rache oder der Gedanke, dass dadurch der besiegte Gegner weiter geschwächt wurde, sondern auch die Tatsache, dass das Ausplündern des besiegten und/oder getöteten Gegners in einer Zeit ohne reguläre Besoldung der Kämpfer im Wesentlichen die Bezahlung der eigenen Truppen darstellte.20


Relativ häufig kam es auch zur Verstümmelung des gefangenen Gegners, einerseits, um diesen dauerhaft kampfunfähig zu machen, andererseits, um ihn oder seinen Herrn oder die Truppe, der er angehörte, zu demütigen.21 Teilweise wurde das öffentliche, grausame Töten gefangener Gegner auch ganz gezielt eingesetzt, um mit diesen Terrormaßnahmen den (belagerten) Gegner zur Aufgabe zu zwingen.22 Gegen Ende des Mittelalters kam dann auch der Gedanke auf, dass der Einzelne als Teil und Repräsentant seiner Gruppe oder seines Staates haften müsse.23


Während des Mittelalters kam es jedoch auch zu gewissen Einschränkungen dieses Vorgehens. Mit der Gottesund Landfriedensbewegung ab dem 11. Jahrhundert wurden – auch wenn die Auswirkungen in der Praxis nicht überbewertet werden dürfen – bestimmte Personengruppen wie Kleriker, Frauen und Kinder oder nicht kämpfende Bauern aus dem Kampfgeschehen herausgenommen. Sie durften nicht in Mitleidenschaft gezogen, gefangengenommen oder getötet werden.24


Im Mittelalter sorgte nicht zuletzt die Kirche für eine Verbesserung der Stellung der im Krieg Gefangenen. Vor dem Hintergrund der Christianisierung ging ab der Merowingerzeit die Versklavung von Gefangenen nach und nach zurück.25 Auf dem Laterankonzil 1179 wurde es verboten, Christen zu versklaven. Kirchliche Bemühungen bezogen sich jedoch nur auf Christen. Dies zeigte sich zum Beispiel während der Kreuzzüge, als die von der Kirche angemahnten Standards nicht auf die Muslimen angewandt wurden.26


In der Zeit des 13.-15. Jahrhunderts kann man allenfalls von Ansätzen zu einer Humanisierung des Krieges sprechen, wobei sich diese Ansätze in der Praxis des Krieges oft nicht durchsetzen konnten.27 Es kam zu keinen größeren Initiativen und Bemühungen, um die Situation zu verbessern oder allgemeine Mindeststandards zur Sicherung der Situation des Unterlegenen zu etablieren. Hierfür gibt es einen Erklärungsansatz: So wird vermutet, dass die Menschen im Mittelalter weit stärker als in der Antike oder heute auf das Jenseits orientiert waren und das Leben auf Erden als weniger bedeutende Zwischenstation ansahen, sodass sie dem irdischen Leben weniger Bedeutung beimaßen und sich daher auch weniger bemühten, dieses zu verbessern.28 Dies mag in gewissem Umfang zutreffen, der Ansatz vernachlässigt jedoch die Bemühungen gerade der Kirche um Hilfe für Arme und Schwache im Allgemeinen und im Besonderen die oben geschilderten Bemühungen, die Situation von Gefangenen zu verbessern.


Am Ende des Mittelalters kam es während der Kämpfe zwischen den italienischen Stadtrepubliken zu erstaunlich modernen Ansätzen was Verständnis und Behand-lung von Kriegsgefangenen anbelangt. Kriegsgefangenschaft diente nicht dazu, den Gefangenen zu bestrafen, sondern dazu, zu verhindern, dass er weiter an Kämpfen teilnahm. Die Gefangennahme einer möglichst großen Zahl von Kämpfer sollte den Gegner schwächen. Deswegen wurden Kriegsgefangene auch nicht mit gemeinen Häftlingen verwahrt, sondern an gesonderten Orten untergebracht, teilweise auch bei Privatleuten. Dabei galten die Gefangenen als Gefangene des Staates, nicht der betreffenden Bürger.29 Im Allgemeinen wurden diese Gefangenen korrekt behandelt, also nicht gefoltert oder bewusst Mangelernährung ausgesetzt. Es war auch üblich, dass neutrale Dritte die Situation der Gefangenen kontrollierten und nach Friedensschluss einen Gefangenenaustausch organisierten.30 Allerdings bleibt zu bedenken, dass diese Handhabung nicht verallgemeinert werden darf. Es handelt sich um eine Region mit einem vergleichsweise hoch entwickelten Staats- und Rechtswesen. Der Grund für dieses Verständnis der Kriegsgefangenschaft dürfte auch darin liegen, dass in dieser Region auf engem Raum zahlreiche Stadtrepubliken miteinander konkurrierten und Kriege zwischen ihnen an der Tagesordnung waren. Insofern war die Gefahr, in Kriegs-gefangenschaft zu geraten, für jeden Einwohner dieser Region sehr hoch. Eine gute Behandlung der gegnerischen Gefangenen zahlte sich also aus, wenn die eigenen Leute, was durchaus wahrscheinlich war, selbst in Gefangenschaft geraten würden. Außerdem handelt es sich um Gegner mit einem sehr ähnlichen religiösen, sozialen und wirtschaftlichen Hintergrund, sodass sich insofern schnell allgemein akzeptierte Regeln entwickeln konnten.


3. Neuzeit


Zu einer wesentlichen Änderung der Haltung gegenüber dem unterlegenen Gegner kam es erst in der Neuzeit. Hintergrund war eine Veränderung des Krieges an sich. Die schrittweise Etablierung von Territorialstaaten und zentraler Herrschaft drängte Privatkriege zurück, immer öfter wurden Gegner gefangen genommen und gegen Lösegeld freigelassen. Außerdem kam es seit dem späten Mittelalter immer wieder zu Übereinkünften der Anführer feindlicher Armeen, in denen Regelungen zur Behandlung der Gefangenen, Verwundeten und Zivilisten oder die Lösegelder festgelegt wurden.31 Zusätzlich nahm das Völkerrecht ab dem 16. Jahrhundert einen bedeutenden Aufschwung. Völkerrechtswissenschaftler beschäftigten sich intensiv mit den Fragen des gerechten Krieges und des Kriegsrechts und in diesem Rahmen auch mit der Situation der Besiegten. Francisco de Vitoria (1480-1546) lehnte das Töten der „Unschuldigen“ ab, und verurteilte wie Bartolome de Las Casas die Massaker der spanischen Kolonisatoren an den Ureinwohnern Amerikas. Er gestand damit auch Nicht-Christen grundlegende Rechtspositionen zu.32 Wie Vitoria ging auch Hugo Grotius (1583-1645) davon aus, dass die gesamte Bevölkerung eines besiegten Staates „der Feind“ sei, der Gnade des Siegers ausgeliefert. Allerdings betonte Grotius, dass Gewalt, die über das für den Sieg notwendige Maß hinausgehe, nicht gerechtfertigt werden könne. Zivilisten und feindliche Kämpfer sollten verschont werden, sobald die militärische Situation dies zulasse.33 Grotius warnte im Fall der bedingungslosen Kapitulation den Sieger vor ungerechtem Verhalten, vor allem vor dem Töten der Gefangenen - außer der Gefangene habe dies durch seine eigene Handlung verdient. Dem Gefangenen dürfe nichts genommen werden, außer im Zuge rechtmäßiger Bestrafung. Außerdem rief er zu Milde und Großzügigkeit auf.34 Einen interessanten Ansatz verfolgte Balthasar Ayala (1548-1584), der feststellte, dass das Unrecht eines nicht gerechtfertigten Krieges nicht dem einzelnen Soldaten zugeschrieben werden könne, der seinem Monarchen die Treue schulde.35


Während des Dreißigjährigen Krieges hatte ein Gefangener eine gewisse Chance, nicht getötet oder versklavt zu werden. Allerdings gab es wenig bis gar keinen Schutz gegen Misshandlungen.36 Bis gegen Ende des Dreißigjährigen Krieges hatte sich aber der Gedanke durchgesetzt, dass sich der unterlegene Gegner in der Gewalt des siegreichen Staates und nicht in der Gewalt der Person befand, die ihn tatsächlich gefangen genommen hatte.37 Dies bedeutete auch, dass nun nicht mehr der individuelle Sieger auf dem Schlachtfeld, sondern der siegreiche Staat für den Gefangenen verantwortlich war und über den Gefangenen zu entscheiden hatte. Diese Grundgedanken bildeten die Basis für eine humanitäre Behandlung der Kriegsgefangenen. Immer stärker wurde die Tötung eines Gegners, der sich bereits ergeben hatte, als unnötige Grausamkeit angesehen, ein Gedanke, der sich nach und nach als Rechtsregel durchsetzte.38


Seit dem 17. Jahrhundert wurden erste Verträge geschlossen, in denen auch Vereinbarungen über Kriegsgefangene zu finden sind.39 In Art. LXIII des Friedensvertrages von Münster zwischen Spanien und den Niederlanden von 1648 wurde die Freilassung aller Gefangenen ohne Lösegeld festgelegt, ein Prinzip, das im 18. und 19. Jahrhundert Standard wurde.40


Nach dem Dreißigjährigen Krieg kam es schrittweise zu einer Unterscheidung in reguläre Kämpfer, die gefangen genommen werden durften, und Zivilisten, die davon verschont werden sollten.41 Dies bedeutet, dass die Kriegsgefangenschaft sich immer stärker auf die regulären Soldaten bezog, die gemäß ihrer Befehle handelten, nicht auf Zivilisten allgemein oder auf irreguläre Kämpfer, die aus eigenem Antrieb, ohne in militärische Hierarchien eingebunden zu sein, eigenständig Kampfhandlungen vornahmen. Diese Entwicklung ging aber langsam vonstatten. Noch 1745 hielt es der Völkerrechtler Emer de Vattel (1714-1767) mit den Grundsätzen des Völkerrechts für vereinbar, dass ein Heer die gesamte Bevölkerung des besiegten Landes, auch Frauen und Kinder, zu Gefangenen macht.42


Die Philosophen der Aufklärung mit ihrem Plädoyer für Humanität bildeten die Basis für ein neues Verständnis der Kriegsgefangenschaft.43 Montesquieu (1689-1755) führte in seinem Werk „De l‘Esprit des Lois“ aus, dass das Kriegsrecht lediglich das Recht gebe, einen Kriegsgefangenen davon abzuhalten, weitere feindliche Handlungen zu begehen. Jean-Jacques Rousseau (1712-1778) erklärt, dass Krieg ein Zustand zwischen Staaten sei, und dass in diesem Zusammenhang einzelne Personen nur durch Zufall und in ihrer Eigenschaft als Soldaten Feinde seien. Zwar dürften gegnerische Soldaten so lange getötet werden, als sie Waffen trugen. Sobald sie aber die Waffen niedergelegt und kapituliert hätten, seien sie keine Feinde oder Mittel des Feindes mehr, sodass nun kein Recht mehr bestehe, sie zu töten. Sie könnten auch nicht für Verbrechen verantwortlich gemacht werden, die sie nicht begangen hätten. Ihr Leben müsse geschützt und ihr Leiden vermindert werden.44


Allgemein setzte sich im Laufe des 18. Jahrhunderts der Gedanke durch, dass die Kriegsgefangenschaft lediglich ein Mittel dafür sei, den Gefangenen davon abzuhalten, zu seinen Truppen zurückzukehren und den Feind wieder zu unterstützen. Zweck der Kriegsgefangenschaft sei die Entwaffnung des Gegners. Daneben wurde die Idee Allgemeingut, dass ein Kriegsgefangener kein Krimineller ist, sondern ein an sich ehrenwerter Mann, der nur das Unglück erlitten hatte, in Gefangenschaft geraten zu sein. Deswegen durfte er auch nicht in Ketten gelegt und mit gemeinen Kriminellen verwahrt oder zu wirtschaftlichen Zwecken ausgebeutet werden.45 In dieser Zeit entwickelten sich die Grundsätze, dass die Verwundeten des Gegners dieselbe Behandlung erfahren sollten, wie eigene Verwundete, und dass das Leben und Gesundheit der Gefangenen geschützt werden und sie ohne Lösegeldzahlung freigelassen werden sollten. Auch die zwangsweise Eingliederung in die eigenen Truppen wurde abgeschafft.46


Im Zuge des Amerikanischen Unabhängigkeitskrieges und der Revolutionskriege sowie der Napoleonischen Kriege wurden diese Gedanken dann zumindest in Ansätzen in die Praxis umgesetzt.47


Diese Entwicklung führte nun auch zu zwischenstaatlichen Verträgen, die sich nicht mehr mit Lösegeldzahlungen oder dem Gefangenenaustausch beschäftigten, sondern festlegten, wie die Gefangenen während der Zeit ihrer Gefangenschaft zu behandeln waren.48


Der Handels- und Freundschaftsvertrag zwischen Preußen und den Vereinigten Staaten von 1785 gilt als erster völkerrechtlicher Akt, der die oben genannten Grundsätze vertraglich regelte. Hier wurde zum ersten Mal festgestellt, dass das Ziel eines Vertrages zwischen Staaten der Schutz von Individuen ist. Der Vertrag legt detailliert fest, wie Kriegsgefangene zu behandeln sind. In Art. XXIV war zum Beispiel bestimmt, dass es zum Schutz des Lebens der Kriegsgefangenen verboten war, diese in entfernte Länder (z.B. die Karibik) zu schicken und dass sie nicht in Gefängnissen oder Gefängnisschiffen, sondern an gesunden Orten verwahrt werden sollten, und zwar ungefesselt. Offiziere waren in komfortablen Quartieren unterzubringen, einfache Soldaten in Kasernen so gut und geräumig wie die eigenen Soldaten. Offiziere und Mannschaften mussten genauso versorgt werden wie die eigenen. Außerdem sollte jede Partei einen Gefangenenkommissar bestimmen, der die Gefangenen so oft besuchen durfte, wie er es für richtig hielt, und der Gegenstände, die von Angehörigen an sie versandt wurden, um ihre Lage zu erleichtern, an die Gefangenen weitergeben konnte. Er sollte außerdem das Recht haben, offen an seine Auftraggeber zu berichten. Entscheidend war jedoch die Regelung, dass diese Bestimmungen durch einen Kriegszustand gerade nicht außer Kraft gesetzt werden, sondern genau in diesem Fall gelten sollten. Art. XXVII bestimmte ergänzend, dass für den Fall, dass der Vertrag während eines Krieges zwischen den Parteien auslaufen sollte, diejenigen Artikel, die die Kriegsführung regulieren, solange in Kraft bleiben würden, bis ein Friedensvertrag geschlossen werde.49 Die in diesem Vertrag festgelegten Grundsätze wurden nach und nach zum völkerrechtlichen Allgemeingut.50 Die Regelungen des Vertrags sind teilweise noch in der Genfer Konvention von 1929 enthalten.


Mit den Revolutionskriegen und den Napoleonischen Kriegen änderte sich auch die Art der Kriegsführung. Waren bis ins 18. Jahrhundert Kriege von relativ kleinen Armeen von Berufssoldaten ausgefochten worden, setzte sich in den Revolutionskriegen mit der „levée en masse“ das Prinzip der Wehrpflichtarmeen durch, in denen hunderttausende kämpften. Da nun einerseits gefangen genommene Soldaten nicht mehr sofort ersetzt werden mussten und gleichzeitig die Kriegsparteien immer besser in der Lage waren, eine große Zahl von Kriegsgefangenen zu verwahren, wurde der Austausch der Gefangenen noch während des laufenden Krieges immer seltener. Gleichzeitig wurden Lösegeldzahlungen unüblich.51


Die Französische Nationalversammlung verabschiedete 1792 ein einseitiges Dekret, in dem sie die Rechte der Kriegsgefangenen festlegte. Sie begründete dies damit, dass der Grundsatz der Erklärung der Menschenrechte von 1789, nach der ein Freiheitsentzug ohne unnötige Härten zu vollziehen ist, besonders für Kriegsgefangene gelte, die sich nicht freiwillig in die Gewalt der französischen Nation begeben hatten sowie damit, dass Kriegsgefangene unter dem Schutz der natürlichen Menschenrechte und des Völkerrechts stünden. Die Regelungen garantierten ein hohes Schutzniveau: Ziffer 1. Die Kriegsgefangenen standen unter dem Schutz der französischen Nation. Ziffer 2. Alle Gewalttaten oder Angriffe gegen Kriegsgefangene sollten so bestraft werden, als wenn sie gegen einen französischen Bürger begangen worden wären. Ziffer 3. Kriegsgefangene sollten im Inneren des Königreiches verwahrt werden und denselben Sold erhalten wie Soldaten vergleichbaren Ranges in Friedenszeiten. Ziffer 6. Kriegsgefangene sollten vor Gemeindevertretern ihr Versprechen abgeben können, den ihnen zugewiesenen Platz nicht zu verlassen. Sie sollten sich dann im gesamten Gemeindegebiet frei bewegen können und von Meldeauflagen befreit sein. Ziffer 9. Diejenigen, die diese Versicherung nicht gäben, sollten in geschlossenen Einrichtungen verwahrt werden. Ziffer 10. Kriegsgefangene, die die ihnen gemachten Auflagen verletzen, sollten vor ordentliche Gerichte gestellt und zu Gefängnisstrafen verurteilt werden, wenn ein Fluchtversuch nachgewiesen werden konnte, auch für unbestimmte Zeit. Ziffer 11. Kriegsgefangene sollten ansonsten unter den regulären französischen Gesetzen stehen, vor ordentliche Gerichte gestellt werden und jeden Beruf nach den allgemeinen Regelungen ausüben dürfen.52


In einem Dekret von 1793 über den Austausch von Gefangenen wurde festgelegt, dass verwundete oder kranke Kriegsgefangene - auf der Basis der Gegenseitigkeit – mit derselben Sorgfalt behandelt werden sollten wie französische Soldaten.53


Diese Bestimmungen wurden in spätere Regelungen zur Behandlung von Kriegsgefangenen übernommen, waren ihrer Zeit jedoch voraus. So stellte sich die Praxis teilweise anders dar: 1795 töteten französische Truppen 8.000-9.000 spanische Gefangene, 1799 ließ Napoleon etwa 3.500 arabische Kriegsgefangene in Jaffa umbringen, da er nicht genug Wachmannschaften für sie abstellen konnte.54


Bedeutenden Einfluss auf die weitere Entwicklung hatte das Internationale Komitee vom Roten Kreuz (IKRK). Ausgehend von seinen Erfahrungen auf dem Schlachtfeld von Solferino 1864, auf dem die Verwundeten weitgehend sich selbst überlassen worden waren, versuchte der Schweizer Henry Dunant, die Situation der Verwundeten zu verbessern. Ein Vorschlag zur Erreichung dieses Ziels war, dass die Staaten eine gemeinsame Konvention beschließen sollten, nach der sie Lazarette und medizinisches Personal schützen würden. 1863 wurde das Internationale Komitee vom Roten Kreuz gegründet, 1864 vereinbarten 12 Staaten die Genfer Konvention „betreffend die Linderung des Loses der im Felddienst verwundeten Militärpersonen“. Diese sah unter anderem vor, dass für Verwundete gesorgt werden und dass diejenigen, die nach ihrer Genesung kriegsuntauglich waren, nach Hause geschickt werden sollten. Die anderen würden zurückgesandt werden, unter der Bedingung, dass sie für die Dauer des Krieges nicht mehr zu den Waffen greifen würden. Die Genfer Konvention legte auch fest, dass alle Verwundeten versorgt und in gleicher Weise behandelt werden sollten, unabhängig davon, von welcher Seite sie stammten. Diese Gedanken wurden nach und nach auf andere Kriegsopfer ausgedehnt, weswegen die Genfer Konvention von 1864 auch als „Mutter aller Konventionen“ bezeichnet wird. Die Konvention war ein wichtiger Meilenstein in der Entwicklung des humanitären Völkerrechts und wurde zur Basis der weiteren Entwicklung und weiterer Regelungen.55


Parallel dazu entstand der sogenannte Lieber-Code: Der amerikanische Völkerrechtler Francis Lieber (1800-1872) fasste 1863 während des amerikanischen Bürgerkrieges die Regelungen für die Kriegsgefangenschaft zusammen.56


Vor allem während der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts war die Behandlung von Kriegsgefangenen ein Thema, das sowohl die Völkerrechtler als auch die Politiker weiter beschäftigte. Der Schweizer Völkerrechtler Johann Caspar Bluntschli behandelte in seinen Werken wie „Das moderne Völkerrecht“ (1869) auch das Recht der Kriegsgefangenen. Die 1872 unter anderem von Henri Dunant gegründete Gesellschaft zur Verbesserung der Situation der Kriegsgefangenen stellte 1874 einen Musterentwurf für eine Konvention zum Schutz der Kriegsgefangenen vor. 1880 gab das Institute of International Law das Oxford Manual heraus, eine inoffizielle Sammlung des Kriegsvölkerrechts, das auch Regelungen zur Behandlung von Kriegsgefangenen enthielt.57


In diesem Klima kam es 1874 in Brüssel zu einer vom russischen Zaren einberufenen Konferenz zur Kodifikation des Kriegsvölkerrechts, das auch das Recht der Kriegsgefangenen beinhaltete. Diese Kodifikation trat zwar nie in Kraft, bereitete aber den Weg für die Haager Konvention von 1899, der ersten effektiven multilateralen Kodifikation des Kriegsvölkerrechts. Sie wurde ihrerseits von der Haager Konvention von 1907 abgelöst, die allerdings die Regelungen der Konvention von 1899 im Wesentlichen beibehielt.58 Diese legte in ihrem Kapitel II detailliert die Rechte der Kriegsgefangenen fest. Im einleitenden Art. IV heißt es: „Kriegsgefangene befinden sich in der Gewalt der feindlichen Regierung, nicht in der der Einzelpersonen oder Korps, die sie gefangen genommen haben. Sie müssen mit Menschlichkeit behandelt werden. Jeglicher persönliche Besitz, ausgenommen Waffen, Pferde und militärische Unterlagen, bleiben ihr Eigentum.“ Art. IV legt fest, dass Kriegsgefangene zur Arbeit herangezogen werden können, gemäß ihrem Rang und ihren Fähigkeiten. Die Arbeiten dürfen nicht „exzessiv“ sein und nichts mit den militärischen Operationen zu tun haben. Die Löhne sollen zur Verbesserung der Situation der Gefangenen verwendet, ein Restbetrag im Zeitpunkt der Freilassung an sie ausgezahlt werden, nach Abzug der Kosten für ihren Unterhalt. In Art. VII wird bestimmt, dass die Regierung, in deren Gewalt sich die Gefangenen befinden, für deren Unterhalt verantwortlich ist. Falls es keine spezielle Vereinbarung zwischen den Kriegsparteien gibt, sollen die Gefangenen, was Nahrung, Kleidung und Unterkunft anbelangt, genauso behandelt werden, wie die eigenen Soldaten. Art. VIII ermöglicht die Bestrafung von Gefangenen, die Fluchtversuche unternommen haben. Gemäß Art. IX ist jeder Gefangene verpflichtet, Name und Dienstgrad zu nennen. Art. X bestimmt, dass Gefangene gegen Ehrenwort entlassen werden können, Art. XIV etabliert ein Informationsbüro, das bei Beginn der Feindseligkeiten in jedem kriegführenden Staat errichtet werden und Auskunft über Kriegsgefangene geben soll. Art. XV ermöglicht Hilfsorganisationen für Kriegsgefangene, Art. XVI legt fest, dass Postsendungen von und an Kriegsgefangene von Postgebühren befreit sind, Art. XVIII garantiert die freie Religionsausübung.59 Die Regelungen der Haager Konvention blieben, ergänzt durch bi- und multilaterale Verträge der kriegsführenden Mächte, während des Ersten Weltkrieges in Kraft.60


Allerdings bleibt zu bedenken, dass diese Regelungen und Verträge nur für die sogenannten „zivilisierten“ Staaten galten und daher in den Kolonialkriegen keine Anwendung fanden.61


Nachdem seit Anfang des 19. Jahrhunderts in mehreren Staaten private Organisation entstanden waren, die sich mit der Betreuung von Kriegsgefangenen beschäftigten und den Informationsaustausch zwischen diesen und ihrer Heimat organisierten, übernahm zu Beginn des 20. Jahrhunderts das IKRK diese Aufgaben.62


4. Die Situation 1939-1945


Während des Ersten Weltkriegs hatte sich herausgestellt, dass die Haager Konvention – entwickelt aus den Erfahrungen der kurzen, begrenzten zwischenstaatlichen Konflikte des 19. Jahrhunderts, geführt von meist kleineren Berufsarmeen - in zahlreichen Punkten ergänzungsbedürftig war. Daher wurden noch im Verlauf des Krieges zu zahlreichen bilateralen Übereinkommen zwischen den Kriegsparteien geschlossen, um Probleme im Einzelfall lösen zu können. Diese Abkommen zwischen den Alliierten und den Mittelmächten kamen auf Vermittlung neutraler Staaten wie der Schweiz, Schwedens und Dänemarks sowie des Papstes und des IKRK zustande. Sie führten oft zu Verbesserungen im Vergleich zur Haager Konvention und trugen so zur Weiterentwicklung des Kriegsgefangenenrechts bei. Außerdem wurde es nun üblich, dass Schutzmächte (ein neutraler Staat, der im feindlichen Staat die diplomatische Vertretung übernommen hatte, zum Beispiel für Deutschland Spanien gegenüber den Alliierten) mit den Kriegsgefangenen in Kontakt treten und Lager besuchen konnten.63


Problematisch war schon allein die Tatsache, dass während des Krieges insgesamt über fünf Millionen Soldaten in Gefangenschaft gerieten, eine deutliche Zunahme im Vergleich zu früheren Kriegen. Diese große Zahl und die lange Dauer des Krieges stellten die Staaten vor große Herausforderungen, was die Versorgung ihrer Gefangenen anbelangte. Das Konzept des totalen Krieges mit dem vollständigen Einsatz aller materiellen und menschlichen Ressourcen brachte die Frage nach der Verwendung der Gefangenen als Arbeitskräfte in eine neue Dimension. Außerdem bestand die Versuchung, die Kriegsgefangenen auch politisch zu instrumentalisieren.64


Die Erkenntnis, dass die Haager Konvention von 1907 ergänzungsbedürftig war, führte zu einer neuen Initiative des IKRK zur Verbesserung der Regelungen der Behandlung der Kriegsgefangenen.65 Auch in Deutschland war man der Ansicht, dass die Bestimmungen der Haager Konvention für einen Krieg von den Dimensionen des Ersten Weltkriegs nicht geeignet und nicht ausreichend detailliert seien. Die Bestimmungen würden eine vielfältige Auslegung und so eine willkürliche Behandlung von Gefangenen ermöglichen und daher nur bedingt die Rechtsposition der Gefangenen garantieren. So gab man als Beleg Beispiele schlechter Behandlung deutscher Gefangener durch die Alliierten an.66 Diese Initiativen führten zur Genfer Konvention von 1929 (Abkommen über die Behandlung der Kriegsgefangenen), die jedoch viele Grundgedanken der Vorgängerkonventionen übernahm. Sie wurzelte im Völkerrecht des 19. Jahrhunderts, ihre Regelungen wurden jedoch deutlich stärker ausdifferenziert, um den verschiedenen Varianten der Kriegsgefangenschaft gerecht zu werden und die unterschiedlichen Situationen zu erfassen. Sie umfasste 97 Artikel im Gegensatz zu den insgesamt 20 Artikeln der Haager Konvention, die sich mit Kriegsgefangenen beschäftigten. Die Konvention übernahm die wesentlichen Prinzipien der Vorgängerkonvention, nicht jedoch das Prinzip, Gefangene gegen Ehrenwort zu entlassen. Ansonsten ist die Konvention von 1929 eng mit der Vorgängerkonvention verknüpft. Sie versteht sich als Ergänzung zur Haager Konvention (Art. 89). Ihre Regelungen stellen einen wesentlichen Fortschritt in der Entwicklung des Kriegsgefangenenrechts dar.67


Wesentliche Änderungen zur Vorgängerkonvention waren folgende Regelungen: Das Verbot von Vergeltungsmaßnahmen (Art. 2) und Kollektivstrafen (Art. 46), die Etablierung von Vertretern der Kriegsgefangenen (Art. 43f.), Regeln für gerichtliche und disziplinarische Verfahren (Art. 54-67), die Übertragung von Überwachungsaufgaben hinsichtlich der Einhaltung der Konvention auf die Schutzmächte (Art. 86f.), die Anerkennung der humanitären Arbeit des IKRK (Art. 79, 88), Regelungen zur Rückführung kranker und verwundeter Gefangener in ihre Heimat oder in ein neutrales Land (Art. 68-74), wobei diese Rückführung nun verpflichtend wurde.68


Die Genfer Konvention von 1929 präzisierte und ergänzte auf diese Weise die Haager Landkriegsordnung von 1907, die jedoch fortbestand, soweit ein Gegenstand nicht in der Konvention geregelt war.69


Japan ratifizierte die Konvention nicht, die Sowjetunion war ebenfalls kein Vertragspartner.70


Gegenüber den Westalliierten war die Situation 1939 vergleichsweise einfach. Hier galten die Haager Landkriegsordnung, das Genfer Abkommen von 1929 über die Behandlung der Kriegsgefangenen und das Genfer Abkommen von 1929 zur Verbesserung des Loses der Verwundeten und Kranken im Felde. Diese Verträge hatten die Westalliierten aber auch das Deutsche Reich unterzeichnet.71


Die UdSSR war der Genfer Konvention von 1929 nicht beigetreten, allerdings dem Verwundetenabkommen von 1929. Die Haager Landkriegsordnung von 1907 galt nicht unmittelbar, weil diese noch vom zaristischen Russland abgeschlossen worden war und die Sowjetregierung die Fortgeltung solcher Verträge von ihrer ausdrücklichen Bestätigung abhängig gemacht hatte, die jedoch nicht vorlag. In einer diplomatischen Note gegenüber Schweden vom 17.07.1941 erklärte die UdSSR, sich an die Ordnung halten zu wollen, wenn Deutschland und seine Verbündeten sich ebenfalls daran hielten.72 Allerdings ging die Mehrheit der Rechtswissenschaftler davon aus, dass die Regelungen der Haager Landkriegsordnung als Völkergewohnheitsrecht Geltung hatten.


Die Genfer Konvention wurde im Zweiten Weltkrieg relativ gut respektiert, wobei die Kriegsparteien in großem Umfang von der Modifikation von 1929 dahingehend Gebrauch machten, dass sie Ärzte und Pflegepersonal in Kriegsgefangenenlagern festhielten, damit diese sich um ihre Landsleute kümmern konnten.73


Die Genfer Konvention wurde, auch in englischer und französischer Sprache, in den Stalags und den größeren Arbeitskommandos ausgehängt.74


Allerdings eröffnete auch die Genfer Konvention zahlreiche Interpretationsspielräume. Daher gab es im Herbst 1939 in Großbritannien das Bestreben, die Details der Gefangenschaft mit dem Feind mittels Vereinbarungen, ausgehandelt über die Schutzmächte USA (Großbritannien) und Schweiz (Deutschland), zu regeln.75 Die Genfer Konvention wurde durch einige bilaterale Abkommen ergänzt. Ein solches war die Vereinbarung vom 04.03./30.03.1942 zwischen den USA und Deutschland, in der eine Modellübereinkunft hinsichtlich der Rückführung in die Heimat und die Behandlung von erkrankten Kriegsgefangenen in einem neutralen Land für beide Seiten in Kraft gesetzt wurde.76


Die Rechtswissenschaft im NS-Regime ging davon aus, dass der Gefangene dadurch, dass er Kriegsdienst geleistet hatte, kein Verbrechen begangen, sondern seine Pflicht als Staatsbürger erfüllt hatte. Die Kriegsgefangenschaft habe daher den Zweck zu verhindern, dass der Gefangene den Krieg fortsetzen könne, es gehe darum, ihn zu neutralisieren.77 Die Tötung eines Gefangenen sei daher nur dann zulässig, wenn er sich weiterhin als Feind benahm (z.B. bei Meuterei, tätlichem Angriff oder schwerer Sabotage) und der Gefangene nur durch die Tötung „unschädlich“ gemacht werden konnte. Die gezielte Tötung war als letztes Mittel erlaubt, wenn keine milderen Mittel zur Verfügung standen. Weniger streng sah man die Situation, wenn der feindliche Soldat die Waffen streckte und seine Übergabe als Gefangener anbot, also noch nicht den Status eines Gefangenen erlangt hatte. Dieses Angebot war aber bereits nach der Haager Landkriegsordnung anzunehmen und der Soldat so weit wie es die militärische Situation ermöglichte, zu schonen.78


Allerdings sollte die Gefangenschaft, so ein deutscher Rechtswissenschaftler, nicht zu angenehm gestaltet werden. Dann sei die Versuchung zu groß, den Schrecken des Krieges dadurch zu entgehen, dass man sich gefangen nehmen lasse. Dies könne demoralisierend wirken.79 Interessant ist die folgende Aussage eines Rechtswissenschaftlers aus dem Jahr 1934, der sich im Übrigen grundsätzlich positiv zur Genfer Konvention äußert: „Es gibt nur verhältnismäßig wenig Menschen von vornehmer Gesinnung, die in dem einzelnen Kriegsgefangenen den wehrlosen Menschen sehen, der an seinem Gefangenenschicksal schwer zu tragen hat und der als Soldat und Kamerad und erst in zweiter Linie als Angehöriger des Feindstaates zu behandeln ist.“80


Allerdings gab es immer wieder Überlegungen, ob man Nicht-Weißen wie farbigen US-Amerikanern, Kolonialsoldaten oder jüdischen Gefangenen die vollen Rechte eines Kriegsgefangenen verweigern solle.81
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II. Behandlung der Gefangenen


Die kriegsführenden Gesellschaften nahmen für sich in Anspruch, unter Wahrung der Prinzipien der ritterlichen Kriegsführung Gefangene human zu behandeln. Bilder, die die gute Behandlung der Gefangenen zeigen sollten, dienten der Propaganda, um die eigene Humanität gegenüber der Weltöffentlichkeit zu belegen.82


Das Deutsche Reich behandelte Gefangene je nach Nationalität höchst unterschiedlich, wobei sich während des Krieges immer wieder Änderungen ergaben. Diese Unterschiede zeigten sich in allen Bereichen der Lebenswirklichkeit eines Gefangenen, von Verpflegung und Bekleidung, Modalitäten des Arbeitseinsatzes über die medizinische Behandlung bis hin zur Bestattung.


1. Allgemeine Prinzipien bei der Behandlung der Kriegsgefangenen


Kriegsgefangene waren nach deutscher Definition alle Angehörigen feindlicher Streitkräfte oder ihnen gleichgestellte Personen, außerdem alle männlichen Besatzungsmitglieder oder Fahrgäste mit feindlicher Staatsangehörigkeit zwischen dem 16. und dem 64. Lebensjahr auf feindlichen und neutralen Schiffen, die auf offener See oder im Hafen festgenommen worden waren. Sonstige feindliche Zivilisten zählten nicht zu den Kriegsgefangenen. Nicht zu den Gefangenen gehörten nach der Genfer Konvention Sanitätspersonal und Feldgeistliche mit einem entsprechenden Ausweis. Bis zum Abtransport in die Heimat waren sie in Gefangenenlagern unterzubringen, wo sie zur Betreuung der Lagerinsassen eingesetzt werden konnten.83


Für die Zuordnung eines Gefangenen zu einer Nation war die Uniform entscheidend, die er bei der Gefangennahme trug. In Zweifelsfällen war der Heimatort, in dem der Gefangene vor dem Krieg gewohnt hatte und in dem sich seine Angehörigen gegenwärtig befanden, maßgeblich.84 So galten polnische Soldaten der polnischen Armee in polnischen Uniformen als Polen, polnische Soldaten der französischen Armee in französischen Uniformen als französische Gefangene.85


Der deutschen Führung kam es darauf an, die Genfer Konvention einzuhalten „sowohl wegen des Eindrucks im neutralen Ausland wie im Interesse der deutschen Kriegsgefangenen, die Vergeltungsmaßnahmen ausgesetzt sind.“86 Dieses Zitat benennt zwei Grundprinzipien der deutschen Kriegsgefangenenpolitik: Das Bild nach außen und die Angst vor Vergeltung. Wie wichtig es für das Oberkommando der Wehrmacht (OKW) war, nach außen einen guten Eindruck zu machen, zeigt folgendes Beispiel: Angeblich war man besonders großzügig bei der Entlassung französischer Soldaten aus der Gefangenschaft. Den Lagerkommandanten wurde eingeschärft, die zur Entlassung Ausgesuchten besonders gut zu behandeln. Der letzte Eindruck der Gefangenen von ihrer Gefangenschaft sollte gut sein, „falsche Behandlung“ war zu vermeiden. Beim Abschied sollten die Kommandanten auf den guten Willen zur gerechten Behandlung hinweisen und darauf, dass die Deutschen keine Rache für das Verhalten der Franzosen gegenüber deren deutschen Gefangenen im Zeitraum 1914-1918 üben wollten. Fehlverhalten Einzelner sei wohl auf deren schlechte Behandlung in französischer Gefangenschaft zurückzuführen.87 Nebenbei wurde damit den Franzosen letztlich die Verantwortung dafür zugeschrieben, falls französische Gefangene in deutschem Gewahrsam keine korrekte Behandlung erfuhren.


Grundsätzlich fühlte sich die Wehrmacht, wie interne Dienstvorschriften zur Behandlung von Gefangenen wie die Heeresdienstvorschrift 38/5 belegen, zunächst dem Völkerrecht verpflichtet.88


Das deutsche Lagerpersonal war eingehend mit der Genfer Konvention vertraut zu machen. Es war darauf hinzuweisen, dass Verstöße schwerwiegende Folgen für Deutsche in Feindeshand haben könnten.89 Die Wehrmacht führte daher Lehrgänge für diejenigen Offiziere durch, die im Kriegsgefangenenwesen eingesetzt waren. Großer Wert wurde dabei auf die rechtlichen Grundlagen gelegt. In einer Handreichung zu einer Schulung aus dem Jahr 1942 heißt es: „Die Abkommen von 1929 […] sind die Fibel, der Katechismus und müssen von jedem im Kr.Gef. Wesen tätigen Offizier, Sanitätsoffizier und Beamten beherrscht werden.“ Das gleich gelte für die maßgeblichen Vorschriften der Wehrmacht, insbesondere die Heeresdienstvorschriften wie die Heeresdienstvorschrift 38/5, Dienstanweisung für den Kommandanten eines Kriegsgefangenenmannschaftsstammlagers. Zu den einzelnen Artikeln der Konvention erließ das OKW detaillierte Anordnungen und wies auf die entsprechenden Richtlinien und Befehle im Einzelnen hin. So wurde den Teilnehmern des Lehrgangs erläutert, dass das Halten von „Haussklaven“ ebenso wie eigenmächtige Vergeltungsmaßnahmen verboten seien.90 Diese strenge Bindung an die Genfer Konvention galt jedoch nicht für die sowjetischen Soldaten.


Allerdings bildete sich vor allem im OKW schnell ein Hierarchiedenken bezüglich des Wertes eines Gefangenen heraus, das rasch zu einer zumindest teilweisen Aushöhlung der Genfer Konvention und zu einer unterschiedlichen Behandlung der Gefangenen führte.91


So gab es drei Gruppen von Gefangenen: Diejenigen, auf die die Genfer Konvention im Wesentlichen angewendet wurde, wie Amerikaner und Briten, diejenigen, auf die die Genfer Konvention nur eingeschränkt Anwendung fand, wie Polen, Jugoslawen und Franzosen und diejenigen, denen dieser völkerrechtliche Schutz vollkommen verweigert wurde, wie die sowjetischen Gefangenen und die italienischen Militärinternierten (IMI).92


Für diese unterschiedliche Behandlung werden verschiedene Erklärungsansätze vorgebracht. So wird die These vertreten, dass weniger der Arbeitskräftebedarf und die nationalsozialistische Rassenlehre, sondern vielmehr die nationalkonservative Einstellung vieler Entscheidungsträger, die besonders von den Erfahrungen des Ersten Weltkriegs geprägt waren, die unterschiedliche Behandlung verschiedener Gruppen von Gefangenen erklärt. Die damaligen Gegner Deutschlands, Franzosen, Briten, Italiener und Amerikaner, wurden gefangengenommen, die unterschiedliche Behandlung der Belgier nach Flamen und Wallonen folgte den Mustern des Ersten Weltkriegs. Ähnlich war die Situation der Jugoslawen, sie wurden alle bis auf die Serben, Gegner des Ersten Weltkriegs, freigelassen. Niederländer, Dänen oder Norweger waren im Ersten Weltkrieg entweder Verbündete Deutschlands oder neutral gewesen, sie wurden erst gar nicht gefangengenommen oder gleich wieder freigelassen. Polen hatte zwar im Ersten Weltkrieg nicht existiert, die polenfeindliche Gesinnung in Deutschland machte eine Freilassung aber unmöglich. Griechenland hatte zwar auf Seiten der Entente am Ersten Weltkrieg teilgenommen, aus deutscher Sicht aber gezwungenermaßen. Die Völker der UdSSR wurden nach denselben Regeln wie im Ersten Weltkrieg aus der Gefangenschaft entlassen. Ein Beispiel für die unterschiedlichen Auswirkungen dieser Ansätze sind die jüdischen Gefangenen. Nach der nationalkonservativen Einstellung waren sie eine Untergruppe ihrer jeweiligen Nation, nach der NS-Rassenlehre standen sie auf der untersten Stufe der Rassenhierarchie.93


Im Hinblick auf die Juden trägt dieser Ansatz weitgehend, im Hinblick auf die sowjetischen Gefangenen nicht. Die Juden wurden entsprechend der nationalkonservativen Einstellung tatsächlich behandelt wie die anderen Mitglieder ihrer jeweiligen Streitkräfte. Bei der Behandlung der sowjetischen Gefangenen zeigt sich hingegen zunächst die NS-Rassenideologie und später der zunehmende Arbeitskräftebedarf. Zunächst ließ man die sowjetischen Gefangenen als „Untermenschen“ und Bolschewiki einfach sterben, war der Krieg gegen die UdSSR als Vernichtungskrieg geplant, galt der sowjetische Soldat nicht als Kamerad. Als nach dem Scheitern der Blitzkriegstrategie Ende 1941 der Arbeitskräftebedarf im Reich stieg, wurden sowjetische Gefangene insoweit besser behandelt, als dass sie arbeiten konnten. Im Hinblick auf die sowjetischen jüdischen Gefangenen setzte sich die NS-Rassenideologie gegen die nationalkonservative Einstellung durch: Im Zuge der Aussonderungen wurden ganz gezielt jüdische Gefangene der Vernichtung übergeben, weil sie Juden waren.


Wie ein Gefangener behandelt wurde, hing also zunächst stark davon ab, auf welcher Ebene er sich im Rassensystem der Nationalsozialisten befand. Diese war auch für die Einstufung der Nationen in die Gefangenenhierarchie entscheidend. Angelsachsen und „germanische Völker“ (Niederländer und Flamen) erfuhren eine bessere Behandlung als „gallische“ (Wallonen und Franzosen), diese wiederum eine bessere als die westlichen Slawen (Polen und Jugoslawen).94 So ließ man norwegische, niederländische und flämische Gefangene ihrer „germanischen“ Abstammung wegen ebenso wie die Griechen bald frei. Dagegen wurden die sowjetischen Gefangenen sofort zum Objekt einer „verbrecherischen Volkstumspolitik“.95 Die schlechte Behandlung der osteuropäischen, vor allem der sowjetischen Gefangenen war Teil des Vernichtungskrieges im Osten.96


Hinzu kamen, zumindest im späteren Kriegsverlauf, als der Blitzkrieg zu einem Abnutzungskrieg mutiert war und jede Ressource für den totalen Kriegseinsatz benötigt wurde, Nützlichkeitserwägungen. Ab Ende 1941, als Hitler den Arbeitseinsatz von sowjetischen Gefangenen im Reichsgebiet billigte, eindeutig aber erst ab 1943, ist eine Umorientierung auf den Arbeitskräftebedarf zu erkennen: Partisanen sollten beispielsweise nicht mehr umgebracht, sondern als Kriegsgefangene zur Arbeit eingesetzt werden. Immer deutlicher wurde auf die Notwendigkeit hingewiesen, die Arbeitskraft der Gefangenen zu erhalten.97 Die Wehrmacht vertrat hier häufig pragmatische Positionen. Deshalb holte sie schon im Juli 1941 und damit noch vor Hitlers offizieller Genehmigung sowjetische Gefangene für einen Arbeitseinsatz ins Reichsgebiet und widersetzte sich gegen Kriegsende Hitlers Überlegungen zur Erschießung von Kriegsgefangenen als Rache für die Bombardierung Dresdens.98


Nicht zu vergessen sind auch mögliche politisch-taktische Überlegungen. Die Türe zu einem Kompromiss mit den USA oder Großbritannien sollte vielleicht nicht zu früh zugeschlagen werden.99 Auch im Hinblick auf neutrale Staaten galt es, ein „gutes Bild“ abzugeben, wie das eingangs aufgeführte Zitat zeigt.


Schließlich spielte auch der Grundsatz der Gegenseitigkeit eine Rolle. Die Sorge vor Repressalien zulasten der eigenen gefangenen Soldaten in Gewahrsam des Gegners war ein wesentlicher Faktor in der deutschen Kriegsgefangenenpolitik. Das OKW achtete kleinlich auf Gegenseitigkeit: Als zum Beispiel im Oktober 1942 deutschen Gefangenen in britischem Gewahrsam verboten wurde, die deutsche Flagge zu verwenden, ordnete das OKW an, die britische Flagge in deutschen Lagern einzuziehen. Bei Appellen war den Gefangenen die oben angeführte Begründung bekannt zu geben.100 Die Gegenseitigkeit in der Behandlung der Gefangenen konnte sich auch positiv auswirken: Als im Sommer 1940 1.900 Wehrmachtsangehörige und 7.500 Zivilinternierte in Kanada Liebesgaben aus den Beständen des amerikanischen Roten Kreuzes erhielten, wurde eine entsprechende Anzahl englischer Gefangener aus Beständen des Deutschen Roten Kreuzes versorgt.101 Besonders augenfällig ist die Wirkung dieses Prinzips bei den jugoslawischen Partisanen: Zunächst waren diese als irreguläre Kämpfer meist gar nicht gefangengenommen, sondern sofort erschossen worden. Als die Partisanen deutsche Soldaten in ihre Gewalt brachten, billigte ihnen die deutsche Seite den Status von Gefangenen zu, wenn auch nicht mit allen Rechten, um zu verhindern, dass die Partisanen ihrerseits die deutschen Gefangenen sofort töteten. Dies war kein Einzelfall. In vielen Fällen bestimmte die Angst vor Repressalien die Behandlung der Gefangenen.102 Gegen Kriegsende widersetzte sich die Wehrmacht Hitlers Überlegungen zur Erschießung von Kriegsgefangenen als Rache für die Bombardierung Dresdens.103


Nicht zuletzt nahm Hitler auch in Detailfragen Einfluss auf die Behandlung von Gefangenen. So griff er selbst aus persönlichen Empfindungen in die Details der Kapitulationsverhandlungen und der Kapitulationsbedingungen gegenüber Jugoslawien ein und wies damit die Richtung für die weitere Behandlung von Gefangenen, wie seine Anweisungen hinsichtlich des Umgangs mit serbischen und griechischen Offizieren zeigen: „A) Griechische Soldaten und Offiziere sind ausgesucht freundlich zu behandeln […] B) Serbische Offiziere sind als Urheber des Vertragsbruches dementsprechend zu behandeln“, anderen Quellen zufolge nicht „dementsprechend“, sondern „ausgesucht schlecht“.104


Die Behandlung der Gefangenen basierte daher auf einer Gemengelage bestehend aus der „Rassenlehre“ der Nationalsozialisten, politischen Überlegungen, Sympathien und Antipathien, Nützlichkeitserwägungen und der Sorge vor Gegenmaßnahmen. Die verschiedenen Akteure im Kriegsgefangenenwesen gewichteten diese Prinzipien zudem unterschiedlich. Gleichzeitig widersprachen sich die verschiedenen Ansätze immer wieder. Im Verlauf des Krieges bekamen manche Aspekte eine größere Bedeutung, andere traten dagegen in den Hintergrund. Daher änderte sich die Behandlung der verschiedenen Gefangenengruppen im Verlauf des Krieges immer wieder, erscheinen manche Regelungen widersprüchlich.


Die Behandlung von Kriegsgefangenen kann in mehrere Phasen eingeteilt werden. Bis zum Jahr 1941 kam es nur zu vereinzelten völkerrechtswidrigen Handlungen durch das Deutsche Reich, die aber nicht das Maß dessen überschritten, was sich im Ersten Weltkrieg oder auch bei den Westalliierten ereignete. Der Krieg gegen die Sowjetunion und die Besetzung Italiens führten zu einer Radikalisierung, zu massiven Brüchen des Völkerrechts. Ab 1943 kam es dann angesichts des Mangels an Arbeitskräften und weil das Prinzip der Gegenseitigkeit wegen der immer größeren Zahl von deutschen Gefangenen in alliiertem Gewahrsam an Gewicht gewann, zu einer Gegenbewegung.105


Für die konkrete Situation im Lager im Rahmen dieser allgemeinen Vorgaben war zum Großteil der Kommandant verantwortlich. Er konnte zwar aufgrund von Rationierungen und Zuweisungen nur in geringem Umfang die Unterbringungs-, Ernährung- und Bekleidungssituation verändern. Er hatte aber im Rahmen seiner Befehlsgewalt großen Einfluss auf die Lebenswirklichkeit der Gefangenen im Lager, insbesondere was die disziplinarische Situation, Bestrafungen oder die Möglichkeiten der Freizeitgestaltung anbelangt. Von ihm hing Vieles ab: Er konnte im Rahmen der Genfer Konvention und der deutschen Vorschriften den Gefangenen das Leben schwer machen oder ihnen viele Erleichterungen gewähren.106 Das OKW ermöglichte den Stalag-Kommandanten gerade, den Gefangenen das Leben im Stalag zu erleichtern.107


2. Polnische Gefangene


Mit der Gefangennahme polnischer Soldaten ergaben sich für das Deutsche Reich drei völkerrechtliche Probleme: Die Behandlung von jüdischen Gefangenen, die Überführung von kriegsgefangenen Soldaten in ein ziviles Arbeitsverhältnis und der völkerrechtliche Status eines besiegten Staates und seiner Soldaten.108 Hinzu kam die Frage, wie mit Soldaten umzugehen war, die für einen anderen Staat als ihren Heimatstaat kämpften sowie mit Kämpfern von Widerstandsbewegungen.


Die Zahl der polnischen Gefangenen ist immer noch umstritten, außerdem schwankte sie aus verschiedenen Gründen während des Krieges. Nach deutschen Berichten wurden 1939 rund 700.000 polnische Soldaten gefangen genommen. Aus anderen Quellen geht hervor, dass im September 1939 etwa 544.000 Polen in Gefangenschaft gerieten. Polnischen Quellen zufolge wurden jedoch nur 420.000 Mannschaften, 17.000 Offiziere und 3.500 Fähnriche von Deutschland gefangen genommen.109 Ein Teil der Forschung geht von etwa 400.000 Polen, darunter 16.000 Offizieren aus, die in deutsche Gefangenschaft gerieten.110


Zusätzliche polnische Soldaten kamen im Herbst 1939 aufgrund eines Gefangenenaustauschs mit der Sowjetunion hinzu. Sie wurden unter anderem in Stalag VII A untergebracht.111 Später gerieten weitere polnische Soldaten in deutschen Gewahrsam, 15.000 nach dem Krieg gegen Frankreich 1940, 16.000 nach dem Warschauer Aufstand und 8.000 nach der deutschen Besetzung Ungarns und Rumäniens 1944.112


Gleichzeitig verringerte sich die Zahl der polnischen Gefangenen aus verschiedenen Gründen.


Noch 1939 wurden Volksdeutsche unter den polnischen Gefangenen freigelassen, für Dezember 1939 war die Entlassung von 10.000-12.000 Gefangenen vorgesehen.113 Ab Juni 1940 entließ die Wehrmacht auf Anordnung Hitlers ca. 2/3 der polnischen Kriegsgefangenen aus dem Kriegsgefangenenverhältnis. Offiziell hatten die Gefangenen Wahlfreiheit, sie wurden jedoch durch Repressionen und Drohungen unter Druck gesetzt. Die Gefangenen verloren ihren Status als Kriegsgefangene und wurden zu zivilen Zwangsarbeitern. Sie unterlagen damit den entsprechenden Gesetzen, während sie gleichzeitig den Schutz durch die Genfer Konvention und das IKRK verloren. Man schätzt, dass 200.000-300.000 polnische Gefangene betroffen waren. Die meisten blieben als zivile Arbeitskräfte im Reich und leisteten Zwangsarbeit in Industrie und Landwirtschaft. Ihr Einsatz war von großer Bedeutung für die deutsche Kriegswirtschaft.114


Mitte 1944 befanden sich noch 40.000 polnische Mannschaften und Unteroffiziere in deutschem Gewahrsam, diese Zahl wurde allerdings durch die Gefangenen des Warschauer Aufstands wieder vergrößert.115 Auch nach Moosburg und ins Freisinger Reservelazarett kamen Polen, die sich 1944 am Warschauer Aufstand gegen die Wehrmacht beteiligt hatten. Sie erhielten den Status von Kriegsgefangenen.116 Bei Kriegsende waren etwa 83.000 polnische Soldaten offiziell in deutscher Gefangenschaft, ca. 400.000 ehemalige Gefangene waren inzwischen zivile Zwangsarbeiter.117


Das Deutsche Reich stellte die völkerrechtliche Situation der polnischen Gefangenen in Frage. Gegenüber polnischen Gefangenen argumentierte die deutsche Führung, dass Polen aufgehört habe, als Staat zu existieren, sodass sie streng genommen keine Gefangenen mehr seien.118 Am 20.11.1939 teilte das Deutsche Reich Schweden, der Schutzmachtvertretung für Polen, mit, dass es davon ausgehe, dass der polnische Staat aufgrund der Besetzung durch Deutschland und die Sowjetunion untergegangen sei und deswegen die Aufgaben einer Schutzmacht beendet seien. Schweden folgte dieser Ansicht und legte zum 30.11.1939 sein Schutzmachtmandat für Polen nieder. Die letzte Konsequenz aus der Ansicht, der polnische Staat sei untergegangen, nämlich dass nach dem Ende des polnischen Staates auch keine polnischen Soldaten mehr existierten und daher die Kriegsgefangenen automatisch ihren Status verlören, zog man jedoch nicht. Vor allem die Wehrmacht fürchtete Repressalien von Seiten Englands und Frankreichs.119 Die polnischen Kriegsgefangenen unterstanden daher bis zur Entlassung aus der Kriegsgefangenschaft noch dem Schutz der Genfer Konvention von 1929, allerdings nur insoweit, als hierbei nicht die Existenz eines polnischen Staates vorausgesetzt wurde, zum Beispiel hinsichtlich der Bestimmungen über die Rechte und Pflichten einer Schutzmacht.120


Schließlich unterschied die Wehrmacht drei Gruppen von polnischen Gefangenen: Polen, die als polnische Soldaten in deutsche Gefangenschaft geraten waren, Polen, die in einer alliierten Armee gekämpft hatten und dabei gefangengenommen worden waren und gefangengenommene Angehörige von Einheiten, die selbständig operiert hatten, wie die polnische Armia Krajowa. Die Wehrmacht gestand auch den beiden letzteren Gruppen den Status als Kriegsgefangene zu: Bei den Polen, die in einer alliierten Armee gekämpft hatten, ging man grundsätzlich davon aus, dass Soldaten der Armee zuzuordnen waren, deren Uniform sie getragen und unter deren Oberbefehl sie gekämpft hatten. Diese Herangehensweise lag durchaus in deutschem Interesse. So wurden auch auf deutscher Seite Soldaten eingesetzt, deren Staatsangehörigkeit zweifelhaft war, so Volksdeutsche aus Polen oder vom Balkan. Es bestand die Gefahr, dass sie von den Alliierten als Polen oder Jugoslawen angesehen und durch eine etwaige Exilregierung als Verräter behandelt worden wären. Hinsichtlich der selbständig operierenden Einheiten hatten die Westalliierten erklärt, dass sie Angehörige der Armia Krajowa als Angehörige der alliierten Streitkräfte betrachteten und Verstöße gegen das Völkerrecht mit Repressalien beantworten würden.121 Polen, die in französischen Uniformen gefangen genommen worden waren, galten nach dieser Maxime als französische Gefangene.122 1940 gab es im Stalag VII A Polen, die als Angehörige der französischen Armee in deutschen Gewahrsam gekommen waren Sie wurden als Franzosen behandelt.123


Mit den Angehörigen der Armia Krajowa gerieten auch polnische Frauen in deutsche Gefangenschaft. Zunächst begann man, die Frauen zwangsweise in Zivilverhältnisse zu überführen, ein Teil war als Kriegsgefangene in Sonderlagern innerhalb von KZs untergebracht. Auf Protest des IKRK und der YMCA hin wurden sie im September 1944 wieder in ihren Status als Kriegsgefangene und in Lager unter Aufsicht der Wehrmacht zurücküberführt.124


Die konkrete Lebenssituation der polnischen Gefangenen hing stark vom Kriegsverlauf ab und war vor allem zu Beginn der Gefangenschaft problematisch. Die ursprüngliche geplante Zahl der Stalags reichte für die 400.000 gefangenen Soldaten und die 200.000 Zivilisten, die irrtümlich oder als „verdächtige Elemente“ interniert worden waren, nicht aus. Bis Ende September 1939 ließ die Wehrmacht sieben weitere Durchgangslager zur provisorischen Aufnahme von Gefangenen errichten und erhöhte die Zahl der Stalags auf 21. Stacheldraht entnahm die Wehrmacht polnischen Beutebeständen, das Bauholz für den Bau von Baracken konnte zum Teil erst im Laufe des Jahres 1940 geliefert werden, sodass viele Gefangene den Winter in Zelten verbringen mussten. Erst im Frühjahr 1940 entspannte sich die Situation. Bei der Verpflegung mit Nahrungsmitteln legte die Wehrmacht nicht die Sätze für kasernierte Soldaten, sondern die niedrigeren Sätze für selbstverpflegende Soldaten des Ersatzheeres zugrunde, also des deutschen Normalverbrauchers. Letztere konnten sich jedoch im Gegensatz zu den Gefangenen zusätzlich zu den offiziellen Rationen selbst versorgen. Die Inspektoren des Roten Kreuz stuften die Unterbringung und die Versorgung als provisorisch und verbesserungswürdig, aber generell als akzeptabel ein, die Gefangenen empfanden sie dagegen als unzureichend. Der Alltag der polnischen Gefangenen war schnell vom Arbeitseinsatz bestimmt. Ende des Jahres 1939 waren, trotz aller organisatorischen Schwierigkeiten, bereits 300.000 polnische Gefangene im Arbeitseinsatz, davon 270.000 in der Landwirtschaft.125


Bereits Ende September 1939 hatte Hitler befohlen, angesichts der Überfüllung der Stalags den Abtransport polnischer Gefangener ins Reich einzustellen. Schon am 03.11.1939 ordnete das OKW die ersten Entlassungen an. Nicht-Polen sollten repatriiert werden, von den Polen nur diejenigen im Reich verbleiben, die als „rassisch“ wie ideologisch unbedenklich galten und problemlos zur Arbeit eingesetzt werden konnten. In einem ersten Schritt kam es daher zur Entlassung aller Zivilisten sowie aller polnischen Soldaten aus den polnischen Gebieten, die dem deutschen Reich eingegliedert worden waren (Wehrkreis I, XX und XXI), aller Juden, Volksdeutschen, Gefangenen nach einer Einzelfallprüfung sowie „Volksgenossen“ befreundeter Staaten, zum Beispiel der Slowakei, wenn die Staaten diese reklamierten. Als im Laufe des Jahre 1940 der Arbeitskräftebedarf stieg, sollten alle „Unbedenklichen“ in zivile Arbeitsverhältnisse überführt, lediglich die „Unzuverlässigen“ (diejenigen, die sich weigerten, eine Arbeitsverpflichtung zu unterschreiben, arbeitsunfähige Gefangene, „Arbeitsscheue“, politisch Verdächtige, „Renitente“, Angehörige der „Intelligenz“, Juden und Offiziere, Weißrussen und Ukrainer aus den polnischen Gebieten, Polen aus den sowjetisch besetzten Gebieten) sollten unter militärischer Kontrolle verbleiben. Ab dem 20.05.1940 wurden Gefangene gegen die Verpflichtung, für Deutschland zu arbeiten, entlassen. Sie erhielten so mehr Bewegungsfreiheit, ein bezahltes Arbeitsverhältnis und eventuell sogar Heimaturlaub, verloren jedoch den Rechtsstatus als Kriegsgefangene. Da viele den Schritt nicht freiwillig taten, zog sich die Überführung bis 1941.126 Polnischen Gefangenen, die in den Zivilstatus überführt wurden, war ihre Uniform abzunehmen.127


1944 erging der Befehl, dass Angehörige polnischer Verbände, auch wenn sie in englischer oder amerikanischer Uniform in Gefangenschaft geraten waren, bevorzugt zum „verschärften Arbeitseinsatz“ heranzuziehen seien. Polnischen Überläufern war die bevorzugte Rückkehr in die Heimat zu gewähren.128


Da sich die UdSSR weigerte, Gefangene zu übernehmen, die aus den sowjetisch besetzten Gebieten Polens stammten, eröffnete ihnen die Wehrmacht 1940 und 1942 die Möglichkeit, in ein ziviles Arbeitsverhältnis zu wechseln. Kommunisten unter ihnen wurden in KZs verbracht.129


Generell wurden polnische Gefangene schlechter behandelt als westliche, aber besser als die sowjetischen. Die konkreten Lebensumstände der polnischen Gefangenen hingen von verschiedenen Faktoren ab, unter anderem von der Kriegslage, aber auch vom Standpunkt der lokalen Behörden oder der Hilfeleistung durch das IKRK: Nach dem Frankreichfeldzug zum Beispiel wurden viele polnische Gefangene in Lager mit schlechteren Bedingungen gebracht, die bisherigen Lager mit französischen, britischen und belgischen Gefangenen belegt.130


Die Baracken der polnischen Gefangenen waren zwar zunächst überfüllt, die Unterbringung aber ansonsten akzeptabel. Allerdings fehlte es an Decken und Strohsäcken. Die Lebensmittelrationen reichten gerade so zum Überleben. Lebensmittelpakete vom IKRK und privaten Hilfsorganisationen verhinderten Hunger, die Gefangenen bekamen sie jedoch nicht regelmäßig. Auch an Brennmaterial herrschte Mangel.131


Während es in Offizierslagern kulturelle Angebote (zum Beispiel Theateraufführungen oder wissenschaftliche Vorträge) sowie sportliche Aktivitäten gab und es auch zu einer intensiven Widerstandstätigkeit kam, war dies in den Mannschaftslagern kaum der Fall. Solche Aktivitäten verhinderte meist die Arbeit in Arbeitskommandos.132


Polnische Gefangene wurden relativ hart behandelt, so auch die Einschätzung französischer Gefangener, wonach die Situation der Polen schlechter gewesen sei als ihre. Dies trifft besonders für den Winter 1939/1940 mit mangelhafter Unterbringung und unzureichender Versorgung zu. Je länger aber der Krieg dauerte, desto mehr verbesserten die deutschen Behörden die Behandlung der verbliebenen polnischen Gefangenen (die in den Zivilstatus überführten ehemaligen Gefangenen blieben außen vor), deren Situation sich immer mehr dem Status westlicher Gefangener annäherte. Oberstes Ziel von Wehrmacht und Auswärtigem Amt war es, Repressalien gegenüber deutschen Gefangenen zu vermeiden. Zudem kamen die Polen im Kriegsverlauf zunehmend in den Genuss alliierter Lebensmittellieferungen. Die Todesrate der polnischen Gefangenen wird auf 2-4% geschätzt, überdurchschnittlich verglichen mit der der Westalliierten, aber relativiert durch die lange Zeit der Gefangenschaft. Diese Rate und die Verteilung der Sterbezahlen lassen darauf schließen, dass die Behandlung zunächst unerträglich, dann hart, aber nicht unmenschlich war.133 Das Verhältnis der deutschen Bevölkerung zu den polnischen Gefangenen war unterschiedlich, es reichte von freundlich bis feindlich.134


3. Französische Gefangene


Insgesamt gerieten 1940 1,8 Mio., nach anderen Angaben 2,0 Mio., französische Soldaten in deutsche Gefangenschaft.135 Bis zum Kriegsende kamen noch rund 15.000 hinzu, vorwiegend „Frei-Franzosen“, die unter Charles de Gaulle gekämpft hatten, von den Deutschen jedoch nicht als Franzosen, sondern als britische Soldaten behandelt wurden. Sie stellten einen Sonderfall dar. Zunächst von der deutschen Regierung als irreguläre Freischärler betrachtet, änderte sich die Situation, nachdem sich 1943 eine größere Zahl an deutschen Soldaten in der Gewalt der Streitkräfte de Gaulles befand. Nun gestand das Deutsche Reich auch dieser Gruppe den Status als Kriegsgefangene zu, um Repressalien gegen deutsche Gefangene in der Hand der Truppen de Gaulles zu vermeiden. Das IKRK übernahm die Schutzmachtfunktion der Kämpfer des Freien Frankreich Deutschland gegenüber.136


Von den 1,8 Mio. französischen Gefangenen waren aus den Auffanglagern in Frankreich 220.000 entkommen, 1,58 Mio. französische Gefangene wurden nach Deutschland gebracht. Davon flohen 70.000 in Deutschland aus der Gefangenschaft, 50.000 verstarben oder gelten als vermisst und 30.000 wurden bis Kriegsende befreit. Von den übrigen waren 440.000, also ein knappes Drittel, vor Kriegsende aus der Gefangenschaft entlassen worden, hinzu kamen die aus der Gefangenschaft Beurlaubten. Diese Quote lag deutlich über der der Anglo-Amerikaner.137


Der schnelle Zustrom einer solch großen Zahl von Gefangenen stellte für die Wehrmacht eine erhebliche logistische Herausforderung dar. Wie schon im Herbst 1939 bei den polnischen Gefangenen war auch im Sommer 1940 das Kriegsgefangenenwesen der Wehrmacht mit der großen Zahl an Soldaten überfordert. Trotz der weitgehenden Räumung der Lager von polnischen Gefangenen war die Unterbringung schwierig. Nicht alle französischen Unteroffiziere und Mannschaften konnten angemessene Quartiere erhalten. 400.000 Soldaten beließ man sogar in den Frontstalags. Erst Ende 1940 war die Umverteilung abgeschlossen. Auch die französischen Soldaten erhielten Nahrung nach den eingeschränkten Sätzen der Selbstverpfleger.138


Die Waffenstillstandsbedingungen entsprachen zwar hinsichtlich der Kriegsgefangenen der Genfer Konvention, doch wurden Franzosen trotzdem schlechter behandelt als Gefangene anderer Nationen. So wurden Soldaten aus Dänemark, Norwegen oder den Niederlanden entweder gar nicht erst gefangen genommen oder ihnen wurde eine baldige Freilassung versprochen. Für Hitler war der Waffenstillstand die Wiedergutmachung der Schande von 1918, die Bestimmungen über die Kriegsgefangenen entsprachen spiegelbildlich dem, was Deutschland 1918 hatte akzeptieren müssen.139


Die französischen Gefangenen wurden jedoch im weiteren Verlauf des Krieges nicht nach der Genfer Konvention behandelt. Im November 1940 hatte das Vichy-Regime auf deutschen Druck hin auf die nach der Genfer Konvention vorgesehene Betreuung der französischen Gefangenen durch ihre Schutzmacht (Vereinigte Staaten) verzichtet. Sie wollte selbst die Betreuung der Gefangenen übernehmen und ernannte zu diesem Zweck einen Regierungsbeauftragten, der die Aufgaben der Schutzmacht wahrnehmen sollte. Es handelte sich um die sogenannte Scapini-Mission, benannt nach ihrem Leiter Georges Scapini. Das Deutsche Reich schloss nun mit der Scapini-Mission Verträge, die die Genfer Konvention unterliefen. So verzichtete zum Beispiel im März 1942 die Vichy-Regierung auf Protest dagegen, dass entgegen der Genfer Konvention Gefangene in der Rüstung eingesetzt wurden. Im August 1941 hatte Göring jedoch bereits befohlen, 100.000 französische Gefangene in der Luftfahrtindustrie einzusetzen.140


Über die Behandlung und die Zukunft der französischen Gefangenen gab es unterschiedliche Vorstellungen. Göring als Beauftragter für den Vierjahresplan wollte möglichst viele Gefangene zurückhalten und als Arbeitskräfte einsetzen. Die Wehrmacht wollte dagegen keine „unnützen Esser“, vor allem Kranke und Verwundete, unterbringen, verpflegen und bewachen. Das Reichssicherheitshauptamt (RSHA) verfolgte das Ziel, möglichst alle potentiellen Träger einer Widerstandsbewegung, vor allem die Offiziere, in Gewahrsam zu halten. Das Auswärtige Amt, das die Propaganda unter den französischen Gefangenen für sich beanspruchte, versuchte, die Abneigung der Franzosen gegen die Engländer und die separatistischen Bestrebungen unter Bretonen, Korsen, Nordafrikanern und Elsässern zu stärken, allerdings mit mäßigem Erfolg. Gleichzeitig sah sich die Reichsregierung gezwungen, wollte es die Kollaboration des französischen Staates erhalten, der Vichy-Regierung und der französischen Gesellschaft entgegenzukommen, wobei deren Hauptaugenmerk auf den Kriegsgefangenen lag. Der Grund hierfür ergibt sich aus der Sozialstruktur der Gefangenen: 60% waren verheiratet. Sie stellten zwar nur 4% der französischen Gesellschaft, aber 12% der Arbeitskräfte der Friedenswirtschaft. Das Alter der französischen Gefangenen reichte von 18-50, die meisten waren zwischen 20 und 40 Jahren alt, standen also mitten im Erwerbsleben. Die französische Regierung hatte daher ein großes Interesse, möglichst viele Gefangene freizubekommen. Nicht zuletzt bedeuteten die Sorge und das Engagement für die Kriegsgefangenen eine Existenzberechtigung für die Regierung Petain, die an den Erfolgen in dieser Frage gemessen wurde.141


Der größte Teil der französischen Gefangenen wurde noch während der Kämpfe in Frankreich im Reich eingesetzt. Das Reichsarbeitsministerium (RAM) schlug vor, die Gefangenen frühestens drei Monate nach der Demobilisierung der Wehrmacht zu entlassen, da die Franzosen bis dahin als Arbeitskräfte unentbehrlich seien. Der Bedarf an Arbeitskräften im Reich war so groß, dass ab November 1940 weitere 150.000 Gefangene nach Deutschland verbracht wurden. In Frankreich selbst blieben noch etwa 90.000 farbige und 110.000 weiße französische Gefangene zurück.142


Ab Anfang 1941 kam es jedoch zu einem Konflikt zwischen dem OKW und dem RAM. Während sich das OKW dafür einsetzte, französische Gefangene in ihre Heimat zurückzuführen, um dort die Produktion, vor allem im Bergbau, aufrechtzuerhalten und die französische Bevölkerung positiv zu stimmen, lehnte das RAM, unterstützt von Göring, eine solche Rückführung, vor allem von Spezialisten, angesichts der angespannten Arbeitsmarktlage im Reich ab.143 Zunächst konnte sich die Wehrmacht in gewissem Umfang durchsetzen. So wurden bis März 1941 französische Werftarbeiter, landwirtschaftliche Betriebsführer und Berg- und Forstarbeiter zur Arbeitsleistung in den besetzten französischen Gebieten beurlaubt, also faktisch aus der Gefangenschaft entlassen. Im September 1941 konnten 10.000 belgische und französische Bergarbeiter in ihre Heimat zurückkehren.144


1942 forderte die deutsche Regierung 250.000 französische Arbeitskräfte, darunter 150.000 Spezialisten für den Arbeitseinsatz im Reichsgebiet von der Vichy-Regierung an. Beide Regierungen vereinbarten ein Austausch-Programm: Französische Gefangene wurden gegen französische zivile Facharbeiter freigelassen, für drei Zivilarbeiter konnte ein Gefangener in die Heimat zurückkehren. Im Rahmen des Programms wurden 90.000 französische Gefangene gegen 240.000 zivile Arbeiter ausgetauscht.145


1943 forderte die deutsche Regierung weitere 250.000 Arbeitskräfte an. Der französischen Regierung gelang das Zugeständnis der deutschen Seite, dass in gleicher Anzahl Gefangene in den Zivilarbeiterstatus wechseln durften. Diese „Transformation“ in ein „Erleichtertes Statut“ war für viele Gefangene nicht attraktiv, weil dies nur wenig mehr an Bewegungsfreiheit bedeutete, dafür aber der Schutz aus dem Status als Kriegsgefangener und die Leistungen des Roten Kreuzes wegfielen. 220.000 Gefangene nahmen das Angebot zur Transformation an, teilweise unter Zwang. So wurden ganze Arbeitskommandos geschlossen in den „Erleichterten Status“ versetzt.146 Jeder Wehrkreis beurlaubte bis zu 20% seiner am 01.04.1943 in Außenarbeit eingesetzten Gefangenen.147


Die Transformation geschah in größerem Umfang, wie zum Beispiel Zahlen aus dem Wehrkreis XVII zeigen: Zum Stichtag 30.03./01.04.1944 waren hier insgesamt 11.964 Unteroffiziere und Mannschaften „beurlaubt“.148


Im November 1944 kam die Bereitschaft der Franzosen, sich im Rahmen des „Erleichterten Statut“ aus der Kriegsgefangenschaft in Zivilarbeitsverhältnisse überführen zu lassen, zum Erliegen. Von den geplanten 250.000 Gefangenen des Jahres 1943 hatten 223.000 den Statuswechsel vollzogen. Die Aktion 44, die die Überführung von weiteren 30.000 französischen Gefangenen vorgesehen hatte, wurde daher als überholt betrachtet.149


Die „transformierten“ Gefangenen waren hinsichtlich der Arbeitsbedingungen den französischen Zivilarbeitern gleichgestellt, hatten jedoch jede zugewiesene Arbeit anzunehmen.150 In besonders dringenden Fällen konnte Gefangenen, die nach dem „Erleichterten Statut“ beurlaubt waren, ein 14-tägiger Heimaturlaub bewilligt werden. Das Vorliegen eines besonderen Härtefalles war nach schärfstem Maßstab zu prüfen.151 Kontakte zwischen Franzosen, die nach dem erleichterten Statut beurlaubt waren, und kriegsgefangenen Franzosen sollten, abgesehen von brieflichem Kontakt zwischen Blutsverwandten, vermieden werden.152


Zahlreiche weitere französische Gefangene wurden aus humanitären Gründen aus der Gefangenschaft entlassen und konnten in die Heimat zurückkehren. So ließ das Deutsche Reich nach dem Ausscheiden der USA als Schutzmacht 20.000 Väter und Brüder, die mehr als vier minderjährige Kinder oder Geschwister zu versorgen hatten, in die Heimat zurückkehren. Später wurden auf Hitlers Geheiß 60.000 französische Soldaten, die schon im Ersten Weltkrieg gekämpft hatten, freigelassen, ebenso die Marinesoldaten. Hinzu kamen Kontingente von Facharbeitern, Landwirten und Angehörigen des öffentlichen Dienstes.


Im Jahr 1940 erging ein Führerbefehl, wonach alle farbigen französischen Gefangenen, Nordafrikaner und andere Soldaten, die aus den Kolonien stammten, in Lager in der besetzten Zone Frankreichs zu verlegen waren. Die Wehrmacht kam diesem Befehl aber nur schleppend nach, im August 1942 musste das OKW an die Umsetzung erinnern. Im Oktober 1941 erging die Anweisung, dass sich kein Algerier, Tunesier oder Madagasse mehr in deutscher Kriegsgefangenschaft befinden dürfe. Farbige Angehörige der Kolonialtruppen wurden aus dem Reichsgebiet wieder in die Frontstalags in Frankreich und Belgien verbracht. Angesichts der heftigen Emotionen, die die Rheinlandbesetzung unter anderem durch Kolonialtruppen nach dem Ersten Weltkrieg hervorgerufen hatte, glaubte die deutsche Führung, der deutschen Bevölkerung eine Konfrontation mit dieser Gefangenengruppe nicht zumuten zu können. Farbige Gefangene wurden zudem in Frankreich untergebracht, weil dort das Klima für sie besser geeignet erschien. 10.000 farbige Kolonialsoldaten wurden entlassen, ebenso die Angehörigen der Kolonialtruppen mit weißer Abstammung, 60.000 verblieben in den Frontstalags.153


Andere Gefangene wurden in die Frontstalags versetzt und dann an ihren Arbeitsplatz beurlaubt, also faktisch entlassen. Die in die Heimat beurlaubten französischen Gefangenen blieben jedoch deutsche Kriegsgefangene und unterstanden der Militärjustiz. Ende 1944 waren von 900.000 Franzosen in deutscher Gefangenschaft bereits 200.000 beurlaubt. 180.000 Franzosen wurden als Angehörige des Sanitätspersonals oder als Kranke nach Hause geschickt, wofür eine Empfehlung des Lagerarztes genügte.154 Darüber hinaus gab es noch weitere Entlassungsmöglichkeiten aus humanitären Gründen.155


Eine Sondersituation bestand für die Gefangenen, die aus Elsass-Lothringen stammten. Diese konnten für Deutschland optieren und wurden dann entlassen. Diejenigen, die nicht für Deutschland optierten, blieben in Gefangenschaft und wurden dort auch schikaniert. So gab es im Oktober 1941 im Stalag VII A das Kommando 2432, ein Strafkommando, das aus Elsass-Lothringern, jüdischen Veteranen und Veteranen der Fremdenlegion bestand.156


Im Lager befanden sich im März 1941 angeblich 9.000 französische Gefangene, von denen 3.000 als Landwirte, Kinderreiche oder aus anderen Gründen nach Frankreich zurückgebracht werden sollten.157 Auch aus Moosburg wurden bestimmte Gruppen französischer Gefangener, unter anderem Weltkriegsteilnehmer und Kinderreiche, in die Heimat entlassen. Aus Stalag VII A brachten zwei Züge Gefangene, die zu diesen Gruppen gehörten, nach Frankreich.158 Anfang 1943 wurden weitere französische Soldaten aus dem Stalag repatriiert.159


Auch in Moosburg wurden französische Gefangene aus der Gefangenschaft beurlaubt und Arbeitskommandos zugewiesen. Sie durften den ihnen zugewiesenen Bezirk nicht verlassen, nicht mit deutschen Frauen in Kontakt treten, mussten jede Arbeit annehmen und verloren ihren Beurlaubtenstatus bei ungenügender Arbeitsleistung.160


Zunächst machten französische Gefangene in Moosburg, so Lagerkommandant Oberst Burger, gerne von diesen Erleichterungen Gebrauch. Als sich die militärische Lage für Deutschland verschlechterte, lehnten die französischen Gefangenen ab Mitte 1944 die Transformation ab.161 Zum Stichtag 20.07.1944 waren von den rund 31.000 französischen Gefangenen im Bereich des Stalag VII A 6.000 „transformiert“ worden.162 Noch 1944 wurden französische Gefangene in zivile Arbeitsverhältnisse überführt. Nach einer Anweisung des OKW an das Stalag Moosburg im August 1944 waren im Arbeitsamtsbezirk Moosburg 200 Gefangene in das „Erleichterte Statut“ zu überführen, also in zivile Arbeitsverhältnisse zu beurlauben. Dies war jedoch nur bei geschlossenen Kommandos möglich. Das Arbeitsamt Freising forderte deswegen die Stadt Moosburg auf, die Kriegsgefangenen des Kommandos, das der Stadt zur Verfügung gestellt worden war, zu befragen, ob sie bereit seien, geschlossen in das zivile Arbeitsverhältnis überzutreten. Die Bereitschaft dazu musste jeder Gefangene unterschriftlich bestätigen.163


Ein beurlaubter Gefangener wurde Vertrauensmann seines Lagers und nahm im Januar 1945 an einer Tagung der deutschen Arbeitsfront in Bad Reichenhall teil, wozu er die Reichsbahn benutzen durfte.164


Zwischenzeitlich hatte das OKW den französischen Gefangenen Erleichterungen im Alltagsleben gewährt, die über die Regelungen der Genfer Konvention hinausgingen. So waren französischen Gefangenen unter anderem Spaziergänge erlaubt. Diese Erleichterungen wurden nach Fluchten und Arbeitsverweigerungen im Einzelfall wieder zurückgenommen.165


In zivil- und familienrechtlichen Angelegenheiten gab es einige Sonderregeln. Nach französischem Recht war die Ferntrauung von Gefangenen, die Anerkennung von Vaterschaften oder die Erteilung von Vollmachten möglich, wenn gewisse Formalitäten eingehalten wurden.166 Französische Gefangene konnten sich in Zivilsachen vor dem Amtsgericht durch andere Gefangene vertreten lassen, „Nichtarier oder sonstige ungeeignete Kriegsgefangene kommen für die Vertretung nicht in Frage.“167 Wenn französische Gefangene Notars- und Gerichtskosten nicht bezahlen konnten, waren sie aus Kantinenmitteln des Stalag zu begleichen.168


Auch was die Kontaktaufnahme mit der Familie betraf, gab es Sonderregelungen. Gefangene durften sich von Angehörigen, die in Deutschland arbeiteten, besuchen lassen.169 Französische und belgische Gefangene konnten von ihren Ehefrauen, Töchtern, Schwestern, Müttern, Vätern, Brüdern und Söhnen besucht werden, wenn diese Angehörigen in Deutschland arbeiteten oder in Lothringen oder im Elsaß beheimatet waren. Der Besuch sollte in besonderen Besuchsräumen in der Nähe der Wachstube stattfinden, zwar ohne deutsche Aufsicht, in der Besuchsstube sollten jedoch Abhöreinrichtungen verbaut sein. Besuchsgenehmigungen für das Stalag erteilte der Kommandant, für die Arbeitskommandos der Kompanieführer oder der Kontrolloffizier. Das Betreten des Stalag oder der Unterkünfte der Gefangenen auf Außenlager war verboten. Der besuchte Gefangene musste vor und nach dem Besuch auf verbotene Gegenstände hin untersucht werden.170 Allerdings waren weite Anreisen unerwünscht, entsprechende Besuche sollten weitgehend unterbunden werden.171 Grundsätzlich konnten französische Gefangene, zumindest in Einzelfällen, mit ihren Frauen zusammenleben.172


Die letzten Monate der Gefangenschaft waren für die französischen Soldaten problematisch. Die Infrastruktur brach zusammen, alliierte Bombardements und das Ausbleiben von Hilfslieferungen aus dem Ausland führten zu mangelhafter Unterbringung und medizinischer Versorgung sowie zu schlechter Verpflegung. Der Tod war allgegenwärtig.173


Was die Zahl der Verstorbenen anbelangt, besteht zwischen den französischen und den deutschen Angaben eine Diskrepanz von 50.000 zu 15.000. Dieser Unterschied lässt sich zum Teil dadurch erklären, dass es vielfach schwer festzustellen ist, ob ein Verwundeter vor oder nach der Gefangennahme verstarb. Legt man die französischen Zahlen zugrunde, ergibt sich eine Sterberate von 2,8% über fünf Jahre, die sich vor allem auf die Anfangsphase, als viele noch in den Kämpfen Verwundete starben, und auf die Endphase zurückführen lässt. Aus der Todesrate kann geschlossen werden, dass die Behandlung hart, aber nicht völkerrechtswidrig war.174


4. Belgische und niederländische Gefangene


Die Situation der belgischen Gefangenen war unübersichtlich. Hier sind drei Gruppen zu unterscheiden. Die Einwohner der von Deutschland besetzten Gebiete Euppen und Malmedy wurden auf Befehl Hitlers freigelassen. Flamen mit ihrer germanischen Abstammung galten ihm als deutschfreundlich, Wallonen stufte er als frankophil und damit deutschfeindlich ein. Daher sollten Flamen bis auf die Berufssoldaten entlassen, Wallonen als Arbeitskräfte in Deutschland eingesetzt werden. Die Realität konterkarierte jedoch diese Pläne. Da die Wehrmacht eigenmächtig in großem Umfang auch Wallonen entließ, sich zahlreiche Einheiten selbst auflösten und viele Belgier eigenständig nach Hause gingen, zog am Ende der Kampfhandlungen eine große unkontrollierte Menschenmenge durch Belgien. Um diese beherrschen zu können, richtete die Wehrmacht Kontrollpunkte ein, nahm heimkehrende belgische Soldaten fest und brachte sie in Kriegsgefangenschaft. So gerieten vor allem Flamen in deutschen Gewahrsam. Von 225.000 belgischen Gefangenen waren schließlich 145.000 Angehörige dieser Volksgruppe.175


Aufgrund des Arbeitskräftemangels kamen jedoch im Gegensatz zu den bisherigen Planungen im Jahr 1940 auch flämische Gefangene in größerer Zahl im Reich zum Einsatz.176


Die belgischen Gefangenen wurden während des Sommers und Herbstes 1940 zu einem großen Teil entlassen, vor allem die Flamen.177 Bis März 1941 war die Zahl der belgischen Soldaten in deutscher Gefangenschaft auf 90.000 gesunken, darunter 2.500 Flamen, im Wesentlichen Berufssoldaten. Ab 1941 konnten sich Belgier für den Dienst in den fremdvölkischen Verbänden der SS oder für eine Umwandlung in ein ziviles Arbeitsverhältnis melden. Abgesehen davon gab es fast nur noch Entlassungen aus medizinischen Gründen. Für eine Heimsendung genügte bereits die Empfehlung des Lagerarztes. 13.000 der 90.000 belgischen Gefangenen wurde so repatriiert, was auf eine großzügige Auslegung der Bestimmungen hindeutet.178


Da Wallonen so wie Franzosen behandelt werden sollten, waren sie oft gemeinsam mit diesen untergebracht. Sie hatten daher mit denselben Problemen zu kämpfen – Unteroffiziere wurden zum Arbeitseinsatz gezwungen, belgische Gefangene wurden zwangsweise in den Zivilstatus überführt oder in der Rüstung eingesetzt, mussten mit mangelhafter Unterbringung und unzureichender Verpflegung zurechtkommen. Letzteres wurde dadurch gelindert, dass bis zum Zusammenbruch der deutschen Infrastruktur belgische Gefangene im Durchschnitt 15kg Zusatznahrung im Monat mittels Paketen erhielten. Schutzmacht der Belgier waren die USA. Nach deren Kriegseintritt entstand eine belgische Organisation (Délégation du Service de liaison avec les prisonniers de guerre, DSLP), die ihre Aufgabe darin sah, nicht als Verhandlungspartner der Deutschen, sondern als Hilfsorganisation für die belgischen Gefangenen tätig zu werden. Sie besuchte Lager, klärte Gefangene über ihre Rechte auf und verteilte Liebesgaben. Nach der Befreiung Belgiens löste sich die Organisation auf, das IKRK übernahm die Vertretung der Belgier.179 Belgische Gefangene konnten ab Mai 1942 ähnliche Vergünstigungen wie die französischen Gefangenen genießen, wenn der Lagerkommandant in geeigneten Fällen den Lockerungen zustimmte, zum Beispiel das Recht auf Spaziergänge.180


Von den 90.000, bei Kriegsende noch 70.000 belgischen Gefangenen starben nach deutschen Unterlagen 1.135, nach belgischen Angaben 1.700, damit lag die Sterbequote bei rund 2-2,5%.181


Deutlich übersichtlicher war die Situation der niederländischen Gefangenen. Am 30.05.1940 erklärte Hitler, dass alle niederländischen Soldaten aus der Kriegsgefangenschaft entlassen würden, wenn sie eine ehrenwörtliche Erklärung unterschrieben, jede Handlung zu unterlassen, die dem Deutschen Reich schaden könne. Bis auf 60 Kolonialsoldaten unterzeichneten alle diese Erklärung, viele mit der Absicht, sich nicht daran zu halten.182


Als niederländische Gefangene schnell in ihre Heimat zurückgeführt wurden, war es oft nicht möglich, ihnen die bei ihrer Gefangennahme beschlagnahmten Geldbeträge wieder auszuhändigen. Das OKW ließ die Stalags daher die Devisen an das Niederländische Rote Kreuz schicken und rief die ehemaligen Gefangenen dazu auf, sich dort zu melden, wenn sie Geld, das ihnen bei ihrer Gefangennahme abgenommen worden war, zurückfordern wollten.183


Aus Sicherheitsgründen und um dem Mangel an Arbeitskräften zu begegnen, wurden im Jahr 1943 die im Westen des Landes wohnenden ehemaligen Angehörigen der niederländischen Streitkräfte in die Kriegsgefangenschaft nach Deutschland überführt. Eine Rückführung der bereits in Deutschland als Zivilarbeiter tätigen ehemaligen niederländischen Kriegsgefangenen erfolgte jedoch nicht.184 Es handelte sich um 11.000 niederländische Soldaten, die nicht belegen konnten, dass sie in den Niederlanden unabkömmlich waren. In Deutschland wurden sie häufig unzureichend untergebracht und verpflegt.185 Niederländische Gefangene konnten sich von ihren Angehörigen besuchen lassen, wenn diese im Reichsgebiet tätig waren.186 Für niederländische Gefangene war die YMCA (Young Men’s Christian Association) nicht zugelassen, für sie war die schwedische Regierung als Schutzmacht tätig.187


Insgesamt befanden sich 13.000 niederländische Soldaten längere Zeit in deutscher Gefangenschaft. Wenige hundert, nach deutschen Quellen 89, starben währenddessen, vor allem in der Endphase des Krieges. Die Todesrate betrug damit 2-3%.188


5. Britische und amerikanische Gefangene


Die Behandlung britischer und amerikanischer Gefangener war sehr ähnlich, die Situation der beiden Gruppen wird daher gemeinsam dargestellt.


Von den größeren Gefangenengruppen waren die amerikanischen und britischen die einzigen, auf die während des Krieges die Genfer Konvention nahezu uneingeschränkt angewendet wurde und hinsichtlich derer neutrale Beobachter der Schutzmächte und des IKRK die Einhaltung der Konvention durchgehend überwachten.189


Doch trotz der Anwendung der Genfer Konvention verschlechterten sich im Kriegsverlauf auch die Lebensumstände dieser privilegierten Gefangenengruppen. Nach der italienischen Kapitulation wurden 52.000 alliierte Gefangene nach Deutschland gebracht. Dies führte zu einer Überbelegung der Lager im Reichsgebiet. Außerdem waren die verstärkten Luftangriffe ab 1943 zwar einerseits Zeichen des bevorstehenden Sieges, sie bedeuteten gleichzeitig aber auch für die gefangenen Briten und Amerikaner Lebensgefahr. Die schmalen Rationen wurden 1942 zum ersten Mal und 1944 zum zweiten Mal gekürzt, was sich besonders dann auswirkte, wenn aufgrund der zusammenbrechenden Infrastruktur Hilfslieferungen wie Rot-Kreuz-Pakete nicht mehr durchkamen. In der Endphase des Krieges bedeuteten die Evakuierungsmärsche aus den Stalags in Frontnähe Strapazen und Lebensgefahr.190


Ein zentraler Aspekt bei der Behandlung der britischen und amerikanischen Gefangenen war das Prinzip der Gegenseitigkeit, nicht zuletzt deswegen, weil dieses Prinzip auch in der Politik der britischen Regierung eine wichtige Rolle spielte.191 Gegenüber britischen und amerikanischen Gefangenen hielt die deutsche Seite die Regeln der Genfer Konvention deswegen fast vollständig ein, weil sie Gegenmaßnahmen der Briten und Amerikaner gegenüber deutschen Gefangenen in ihrem Gewahrsam befürchtete. Auf Polen und Franzosen traf dies beispielsweise nicht zu, da ihre Regierungen gar nicht mehr existierten, jedenfalls aber über keine deutschen Gefangenen verfügten, denen gegenüber sie Vergeltung hätten üben können.192


Die Zahlen sprechen für sich und zeigen, dass dieses Prinzip an Bedeutung gewann:


Im März 1944, also noch vor der Invasion in der Normandie, befanden sich 130.000 deutsche Gefangene in den USA und 35.000 in Großbritannien, 15.000 amerikanische und 145.000 britische Soldaten in deutschem Gewahrsam. Die Zahlen stiegen bis Dezember 1944 auf 50.000 Amerikaner und 168.000 Briten in Deutschland und 300.000 Deutsche in den USA an.193 Die deutsche Regierung musste also in immer größerem Umfang auf die Situation ihrer Gefangenen in britischem und amerikanischem Gewahrsam Rücksicht nehmen.


Dies galt während der gesamten Kriegszeit. Hinsichtlich der britischen Gefangenen bestand nämlich eine Sondersituation. Großbritannien war das einzige Land, das sich seit Ausbruch des Krieges an mit Hitler im Krieg befand und nie besiegt oder besetzt wurde. Dies führte dazu, dass von Anfang an bei der Kriegsgefangenenpolitik ins Kalkül gezogen werden musste, dass die Gegenseite Gegenmaßnahmen gegen die Behandlung der Gefangenen ergreifen könnte. Beide Regierungen versicherten sich zunächst gegenseitig, die Haager Landkriegsordnung und die Genfer Konvention von 1929 einhalten zu wollen. Zusätzlich schlossen sie Abkommen über Arbeitseinsatz, Bezahlung, Wechselkurse, Besoldung sowie Austausch und Repatriierung von Gefangenen. Außerdem kamen sie darin überein, bei Todesfällen und schweren Verletzungen von Gefangenen Untersuchungen einzuleiten, an denen auch die Kameraden des Betroffenen zu beteiligen waren. Es ging also darum, Transparenz zu schaffen.194


Tatsächlich orientierte sich die Behandlung der Gefangenen in Deutschland und Großbritannien stark am jeweiligen Verhalten des Gegenübers, wurden Vergünstigungen gewährt oder gestrichen, weil die andere Seite sie gewährt oder gestrichen hatte. Bei der Behandlung britischer und amerikanischer Gefangener war die deutsche Regierung daher bestrebt, nichts zu unternehmen, was die britische Regierung zu einem unerwünschten Verhalten den eigenen Gefangenen gegenüber hätte veranlassen können.195


Zunächst konnten Beschwerden auf beiden Seiten meist zufriedenstellend gelöst werden.196 Ab Sommer 1940, im Zuge der Luftschlacht um England, kam es zu diversen Auseinandersetzungen und Konflikten zwischen der deutschen und der britischen Regierung, wobei beide Seiten das Völkerrecht überdehnten oder in kleinlicher Weise auf Parität beim Austausch von Verwundeten bestanden oder mit Repressalien reagierten.197


Das Prinzip der Gegenseitigkeit wurde auch gegenüber amerikanischen Gefangenen angewendet. Dieser Grundsatz konnte sich durchaus positiv auswirken. Da die US-Regierung allen deutschen Gefangenen ein Taschengeld von 3 US$ pro Monat bezahlte, erhielten ab dem 01.11.1943 auch alle gefangenen US-Unteroffiziere und Mannschaften unabhängig davon, ob sie arbeiteten, pro Monat 7,5 RM ausbezahlt.198 Im Zuge der Gegenseitigkeit wurde die Gefangennahme britischer und amerikanischer Soldaten dem Heimatstaat telegraphisch mitgeteilt. Daher musste das Eintreffen eines britischen oder amerikanischen Gefangenen im ersten Stammlager sofort schriftlich dem OKW angezeigt werden.199


Das Prinzip konnte sich aber auch negativ auswirken. Die Kleinlichkeit bei der Anwendung dieses Grundsatzes zeigte sich zum Beispiel im Sommer 1944, als das OKW britischen Gefangenen verbot, sich Wein- und Fruchtsäfte in Paketen schicken zu lassen. Dies war die Reaktion auf ein entsprechendes britisches Verbot.200 Nachdem die amerikanische Regierung 1944 entsprechendes gestattet hatte, konnten sich amerikanische Gefangene dagegen Wein und Fruchtsäfte zusenden lassen.201


Die Angst der deutschen Regierung vor alliierten Repressalien schützte ganz konkret britische und amerikanische Gefangene. Immer wieder gab es angesichts der zunehmenden angloamerikanischen Luftüberlegenheit und der immer verheerenderen Bombenangriffe auf deutsche Ziele die Überlegung, zu Repressalien gegen angloamerikanische Gefangene zu schreiten, zum Beispiel Luftwaffenangehörige zu erschießen. Dies wurde jedoch verworfen, da die Zahl der deutschen Gefangenen in alliiertem Gewahrsam inzwischen größer war als die der Westalliierten in deutscher Hand, sodass die Folgen für die deutschen Gefangenen entsprechend massiver ausgefallen wären. Solche Maßnahmen wären ohnehin wahrscheinlich ins Leere gelaufen. Die Alliierten nahmen bei Bombenangriffen keine Rücksicht auf Kriegsgefangene, auch nicht auf die eigenen.202


Verkompliziert wurde die Lage dadurch, dass Angehörige der Staaten des Commonwealth in der britischen Armee Dienst taten: Die britischen Gefangenen setzten sich aus Soldaten aus Großbritannien selbst sowie aus den Staaten des Commonwealth wie Kanada, Südafrika, Neuseeland und Australien zusammen. Insgesamt gerieten zum Beispiel 10.000 Kanadier als Angehörige der kanadischen Armee und weitere hunderte Kanadier, die in anderen Streitkräften, wie beispielsweise der britischen Armee, gekämpft hatten, in deutsche Gefangenschaft.203 Die deutsche Seite ging pragmatisch vor: Entscheidend war nicht die Staatsangehörigkeit, sondern die Uniform. Gleichzeitig sah sich die deutsche Regierung einem schwerfälligen Verhandlungspartner gegenüber, musste doch die britische Regierung auf die Interessen der anderen Regierungen des Commonwealth Rücksicht nehmen und sich mit ihnen abstimmen.204 Aber auch die Commonwealth-Regierungen gerieten immer wieder in eine Zwickmühle zwischen den Zielen der eigenen Politik und der Loyalität zu Großbritannien und den anderen Commonwealth-Nationen. So lehnte die kanadische Regierung 1942/43 die Fesselung deutscher Gefangener in ihren Lagern als Vergeltungsmaßnahme gegen ein entsprechendes deutsches Vorgehen als verabscheuungswürdig ab. Sie stand nun vor dem Dilemma, ihrer Überzeugung treu zu bleiben und damit die einheitliche Position des Commonwealth zu untergraben oder aus Loyalität eine Maßnahme umzusetzen, die sie ablehnte.205


Die Gruppe der britischen Gefangenen umfasste auch Kolonialsoldaten, unter anderem aus Indien. Im Juli 1940 beauftragte das OKW die Stalags, die Zahl der indischen Lagerinsassen, deren Religionszugehörigkeit, Berufe und Sprachen mitzuteilen.206 Die Deutschen versuchten, sie gegen die Briten zu indoktrinieren, aber ohne Erfolg.207 Im Stalag VII A lebten Pakistani und Sikhs in unterschiedlichen Baracken. Die Sikhs wurden als Kriegerkaste von den Deutschen besonders anerkannt. Sie konnten ihre spezielle Haartracht im Lager behalten und ihre Bräuche und Riten ausüben und erhielten spezielle Ernährung über Rot-Kreuz-Pakete.208


Im Oktober 1944 lebten auch schwarze Südafrikaner im Bereich des Stalag VII A.209 Interessanterweise berichtet ein französischer Gefangener, dass es im Stalag unter den Südafrikanern keine Rassentrennung gegeben habe.210 In der Liste eines Gefangenenarbeitskommandos aus Südafrikanern wurde dagegen unterschieden in weiße Südafrikaner, Araber, Inder, „braune Südafrikaner“ und „Neger“.211


Für britische Gefangene gab es besondere Vergünstigungen: Ab Oktober 1943 konnten sie gegen Ehrenwort, nicht zu fliehen, für kurze Zeit und zu bestimmten Zwecken wie Erholung oder ärztliche Behandlung aus den Lagern freigelassen werden.212


Anders als bei anderen Gefangenengruppen sah das IKRK bei den angloamerikanischen Gefangenen keine Anzeichen für Diskriminierung.213 Mit Ausnahme einzelner Vorfällen war die Behandlung dieser Gefangenen völkerrechtskonform. Die Todesrate ist nicht genau bestimmbar. Dies lag daran, dass die Tatsache, dass ein vergleichsweise großer Anteil derjenigen anglo-amerikanischen Gefangenen, die die Gefangenschaft nicht überlebten, auf den Evakuierungsmärschen zu Kriegsende verstarb, die Feststellung der Zahl der Todesfälle erschwert. Die Schätzungen reichen von 1% bis 4%. Angesichts der langen Dauer der Gefangenschaft lässt dies darauf schließen, dass die Lebensbedingungen erträglich gewesen sein müssen.214


Vor allem amerikanische Historiker verglichen die Situation der US-Soldaten in deutscher Gefangenschaft mit der in nordkoreanischem oder vietnamesischem Gewahrsam. Sie kommen zu dem Ergebnis, dass im Vergleich zur Gefangenschaft in Nordkorea oder Vietnam die Behandlung in Deutschland deutlich humaner war.


Allerdings wurden viele Gefangene in deutschem Gewahrsam durch Hunger geschwächt, kam es zu enormem Gewichtsverlust und Krankheiten. Viele der in deutscher Gefangenschaft Verstorbenen erlagen den im Gefecht erlittenen Wunden. Die deutschen Lager waren effizient, die Wache erfahrene Soldaten und keine politischen Kräfte oder unerfahrene Rekruten, es gab eine medizinische Basisversorgung.215


Zahlreiche Zeitzeugenberichte belegen, dass die britischen und amerikanischen Gefangenen auch im Stalag VII A eine weitgehend völkerrechtskonforme Behandlung erfuhren. Zwar wurden auch US-Gefangene misshandelt, wenn sie nach Meinung der Wachen nicht schnell und ausreichend arbeiteten.216 Im Februar 1942 protestierte zudem die britische Regierung formell, da britische Gefangene von Wachhunden schwer gebissen worden waren, als die Wachen diese eingesetzt hatten, um Gefangene auseinanderzutreiben.217 Ein US-Soldat erklärt dagegen, dass er im Lager nicht misshandelt worden sei oder gefroren habe.218 Ein im Stalag eingesetzter US-Sanitätsoffizier führte aus, die Behandlung sei gemäß der Genfer Konvention erfolgt, sie sei fair und anständig gewesen.219


Das Mitglied der Schweizer Gesandtschaft in Berlin, das das Stalag und Arbeitskommandos im Februar 1945 besuchte, hatte den Eindruck, dass das Verhältnis der britischen Gefangenen zu den deutschen Militärbehörden von gegenseitigem Respekt und Toleranz geprägt sei.220


Ab dem 07.05.1945 befragte die Prisoners of War and Displaced Persons Division des US-Hauptquartiers im Stalag VII A die Ex-Gefangenen nach Kriegsverbrechen, da es Gerüchte über Greueltaten gab. Ergebnis der Befragung war, dass Briten und Amerikaner im Wesentlichen gleich behandelt worden seien. Die Lebensbedingungen seien schwer gewesen, durchschnittlich hätten die US-Gefangenen 20 Pfund an Gewicht während ihrer Gefangenschaft verloren. Viele hätten Psychosen oder seien geistig verlangsamt. Beide Gruppen beklagten unzureichende Ernährung, ungenügende Unterkunft sowie weitere Defizite.221 Hinweise auf Kriegsverbrechen oder systematische Misshandlungen gab es aber nicht. Dies war auch das Ergebnis einer Befragung von US-Gefangenen durch die Dienststelle des für die Army zuständigen Judge Advocat General.222


Dass die Deutschen die amerikanischen Gefangenen korrekt behandelten, war auch der Eindruck anderer Lagerinsassen: Ein französischer Gefangener berichtet, die US-Gefangenen seien von den Deutschen mit großer Rücksicht behandelt worden.223 Die US-Gefangenen standen nach dem Eindruck der Franzosen im Stalag VII


A an der Spitze der Lagerhierarchie. So schreibt ein französischer Gefangener, dass sich im Juli 1943 rund 500 US-Soldaten im Lager befunden hätten. Sie seien die „Chefs“ im Stalag gewesen, aufgrund der großen Zahl an Rot-Kreuz-Paketen. Kaum ein Wächter habe ein paar Päckchen Zigaretten oder einer Tafel Schokolade widerstehen können.224


Für britische und amerikanische Luftwaffenangehörige bestand jedoch eine besondere Gefahr, bis sie die Stalags erreichen. Manche fielen nach Abschüssen Lynchmorden zum Opfer. So befand sich im Stalag ein britischer Luftwaffenleutnant, der erklärte, er sei der einzige Überlebende seiner Crew. Er sei der letzte gewesen, den Zivilisten aufgehängt und der erste, den die Gestapo wieder herabgeschnitten hätte. Nach Angaben seiner Mitgefangenen trug der Luftwaffenleutnant entsprechende Strangulationsspuren am Hals.225


6. Kriegsgefangene aus Südosteuropa


Innerhalb von wenigen Tagen nach dem 06.04.1941, dem deutschen Angriff auf Jugoslawien und Griechenland, gerieten rund 350.000 jugoslawische Soldaten in deutsche Gefangenschaft.226 Da Jugoslawien vollständig besetzt war, argumentierte die deutsche Führung, dass die jugoslawischen Soldaten völkerrechtlich keine Kriegsgefangenen mehr seien.227


Diese wurden daher je nach Volkszugehörigkeit völlig unterschiedlich behandelt. Im Mai 1941 verfügte Hitler, dass griechische, volksdeutsche, ungarische, mazedonische und kroatische Volkstumsangehörige unter den Kriegsgefangenen der jugoslawischen Streitkräfte zu entlassen, die arbeitsfähigen serbischen Gefangenen aber beschleunigt ins Reich gebracht werden sollten.228 Kroaten, Mazedonier und Volksdeutsche, etwa die Hälfte der jugoslawischen Armee, wurden daher noch aus den Sammellagern in Jugoslawien freigelassen. Anders die serbischstämmigen Jugoslawen: Als „Urheber des Vertragsbruchs seien sie schlecht zu behandeln“ und „in weitestgehendem Maße zum Straßenbau rücksichtslos einzusetzen“. Die 6.300 serbischen Offiziere und 338.000 Unteroffiziere und Mannschaften würden nicht vor Kriegsende entlassen.229


Teilweise wird die schlechte Behandlung der Serben damit erklärt, dass sie als Auslöser des Ersten Weltkriegs und als vertragsbrüchig galten.230 Der Grund dürfte aber eher in der Tatsache zu liegen sein, dass Hitler das Verhalten der jugoslawischen Regierung im März 1941 als Vertragsbruch ansah. Es ist davon auszugehen, dass Hitler sich von den Jugoslawen vorgeführt fühlte und nach außen dokumentieren musste, dass ein solches Verhalten eine massive Vergeltung durch das Deutsche Reich nach sich ziehen werde. Schon bei der Gefangennahme erging daher die Anweisung an die deutschen Soldaten, jede Nachsicht gegenüber serbischen Soldaten zu unterlassen, weil diese auch im Kampf „zäh, roh und gefühllos“ seien.231


Bis Juni 1941 waren bereits 160.000 Kriegsgefangene nach Deutschland gebracht worden.232 Letztlich kamen aufgrund der umfangreichen Freilassungen insgesamt nur 180.000 jugoslawische Gefangene in Deutschland an.233


Alle verbündeten Staaten konnten um die Freilassung derjenigen Kriegsgefangenen ersuchen, die entweder aus dem eigenen Staatsgebiet stammten oder ethnisch der eigenen Nation angehörten. Auch Kriegsgefangene konnten ihre entsprechende Repatriierung beantragen.234 Angehörige jugoslawischer Minderheiten wie Kroaten, Rumänen, Ungarn oder Bulgaren waren Ende 1941 automatisch auf Anforderung ihrer Regierungen freizulassen.235 Der Heimtransport der jugoslawischen Gefangenen italienischer, kroatischer, bulgarischer und rumänischer Abstammung wurde allerdings aufgrund von Transportschwierigkeiten im März 1942 zurückgestellt, die Kriegsgefangenen wieder zur Arbeit herangezogen.236


Schließlich wurden auch noch die Slowenen in Zivilarbeitsverhältnisse überführt, sodass sich im Sommer 1942 nur noch 130.000 jugoslawische Gefangene, fast ausschließlich Serben, in deutscher Kriegsgefangenschaft befanden.237


1943 erfolgte nach Überprüfung durch die königlich ungarische Kriegsgefangenen-Aussonderungskommission die Entlassung der Gefangenen ungarischer Volkstumszugehörigkeit. Juden waren jedoch zurückzuhalten.238 Im selben Jahr ließ die Wehrmacht auch Kroaten nach der Überprüfung durch eine kroatische Kommission in die Heimat zurückkehren.239 Nicht alle Gefangenen wollten jedoch diesen Weg gehen. So lehnte 1943 ein Kroate seine Entlassung ab.240


Die Entlassung aus der Kriegsgefangenschaft war nicht immer unproblematisch. So wurde ein Bulgare mit jugoslawischer Staatsangehörigkeit nach Überprüfung durch eine bulgarische Kommission freigelassen. Als er in seine Heimat im Banat zurückkehren wollte, hielt ihn die Feldkommandantur Belgrad auf und schickte ihn in das Stalag XVII A zurück.241


Im Verlauf des Krieges kamen weitere Gefangene aus Jugoslawien hinzu. Nach der Besetzung Italiens durch deutsche Truppen ab September 1943 wurden auch die jugoslawischen Gefangenen der Italiener nach Deutschland gebracht, so ein Angehöriger der jugoslawischen Armee, der zunächst von den italienischen Streitkräften gefangengenommen und in italienischen Lagern untergebracht worden war und am 27.11.1943 im Stalag VII A unter der Nummer 124011 registriert wurde.242


Im Laufe des Krieges gab es mehrere Gruppen jugoslawischer Gefangener. Zunächst diejenigen Soldaten der jugoslawischen Armee, die 1941 in Gefangenschaft geraten waren. Das Deutsche Reich erkannte die Schweiz nicht mehr als deren Schutzmacht an, da sie den jugoslawischen Staat für nicht mehr existent betrachtete. Die Schutzmachtfunktion übernahm ab 1944 das IKRK. Die jugoslawischen Gefangenen verblieben in den Lagern, eine Umwandlung in zivile Arbeitsverhältnisse wurde von den Sicherheitsbehörden abgelehnt. Sie erhielten Hilfslieferungen von der jugoslawischen Exilregierung und aus der Heimat. Einige Tausend Verwundete und Kranke durften heimkehren. Bei der zweiten Gruppe handelte es sich um 2.000 bis 3.000 jugoslawische Soldaten, die von den Italienern gefangengenommen worden waren und die man nach der italienischen Kapitulation ins Reichsgebiet brachte. Die dritte Gruppe bildeten die im Rahmen der Partisanenbekämpfung gefangengenommenen Jugoslawen. Sie galten als „Banditen“ und wurden zunächst häufig einfach erschossen, vor allem Anhänger Titos. Ab 1942 wurden sie stattdessen in Polizeigewahrsam genommen. Am 08.08.1943 erging ein Führerbefehl, wonach Partisanen als Kriegsgefangene zu behandeln seien.243


Hintergrund für diese Änderung war zunächst der Arbeitskräftemangel. Hinzu kam, dass die Partisanen inzwischen immer stärker geworden waren und zahlreiche deutsche Soldaten und Offiziere gefangengenommen hatten. Diese schwebten nun in der Gefahr, ebenfalls erschossen zu werden. Jetzt gestand die deutsche Führung den Partisanen den Kriegsgefangenenstatus zu, um zu verhindern, dass deutsche Soldaten im Gewahrsam der Partisanen getötet wurden. Es kam sogar zu Austauschaktionen zwischen Partisanen und Wehrmacht, in die auch gesunde Gefangene einbezogen wurden.244


Sogenannte Bandenkämpfer waren daher, wenn sie in Deutschland ankamen und nichts anderes verfügt war, als Kriegsgefangene zu behandeln. Sie sollten in den Stalags nach Möglichkeit getrennt von anderen Gefangenen untergebracht werden. Der Arbeitseinsatz hatte in abgesonderten Kommandos in geschlossenen Kolonnen zu erfolgen. Vor dem ersten Arbeitseinsatz waren sie sicherheitspolizeilich zu überprüfen. Die als unzuverlässig eingestuften „Bandenkämpfer“ wurden aus der Kriegsgefangenschaft entlassen und der Sicherheitspolizei überstellt. Auf ihrer Kleidung war neben dem Kürzel „Kgf.“ ein großer Punkt anzubringen, um sie als „Bandenkämpfer“ zu kennzeichnen.245


Für Gefangene aus Südosteuropa war die Genfer Konvention nur Richtlinie.246 Für serbische Gefangene galten zahlreiche Sonderregeln. Auf Wunsch der kroatischen Regierung waren kroatische und serbische Gefangene getrennt voneinander unterzubringen und zur Arbeit einzusetzen.247


Die Gefangenen der jugoslawischen Armee erlebten, soweit sie Serben waren, fast alle vier Jahre deutsche Kriegsgefangenschaft. Dank Unterstützung aus dem Ausland war ihre Situation erträglich. Anders war die Situation der als „Banditen“ zunächst im Zivilstatus nach Deutschland Gebrachten. Etwa die Hälfte von ihnen starb. Geht man insgesamt von 5.000 bis 10.000 Todesfällen aus (die deutschen Statistiken sind unvollständig) so unterschied sich das Schicksal der verschiedenen Gruppen jugoslawischer Gefangener nicht wesentlich von dem westlicher Nationen.248


Anders war die Situation griechischer Gefangener. Hitler erklärte wegen seiner großen Sympathie mit dem griechischen Volk, dass nach Ende der Kampfhandlungen alle Angehörigen der griechischen Armee, abgesehen von den auf Kreta Geborenen, aus der Gefangenschaft entlassen würden. Im Laufe des Krieges wurden weitere Griechen gefangengenommen. Die Widerstandskämpfer unter ihnen erhielten erst im weiteren Kriegsverlauf den Status als Kombattanten zuerkannt. In größerem Umfang wurden griechische Gefangene der Italiener nach dem Waffenstillstand Italiens mit den Alliierten nach Deutschland transportiert, so ein Angehöriger der griechischen Armee, der von den Italienern gefangengenommen worden war und ins Stalag VII A gebracht wurde. Bis Ende 1944 stieg die Zahl der griechischen Gefangenen auf 2.000. Nur ein Todesfall ist offiziell registriert, hinzu kommen mögliche Todesfälle in der Endphase des Krieges bei Bombardierungen und Endkämpfen, die nicht mehr dokumentiert wurden. Die Griechen erhielten über das IKRK Liebesgaben und dürften daher materiell nicht allzu schlecht gestellt gewesen sein.249


Das IKRK konnte griechische und albanische Partisanen in den Gefangenenlagern besuchen und mit deren Vertrauensmännern sprechen.250


Gegen Kriegsende kamen noch Soldaten der ehemals verbündeten Staaten Slowakei, Bulgarien und Rumänien als Gefangene nach Deutschland.251 Im September 1944 ergingen Anweisungen zum Umgang mit slowakischen, bulgarischen und rumänischen Soldaten.


Slowakische Soldaten waren als „Arbeitssoldaten“ zu behandeln und sollten in geschlossenen Verbänden unter deutscher Führung im Reichsgebiet zum Arbeitseinsatz kommen. „Unzuverlässige Elemente“ waren an die Kriegsgefangenenlager abzugeben und galten dort als slowakische Militärinternierte. Sie waren gemäß den Bestimmungen für nicht-sowjetische Gefangene zu behandeln. Slowakische Arbeitssoldaten ungarischer Volkszugehörigkeit waren den ungarischen Streitkräften zuzuführen. Im November 1944 erging dann die Anweisung, dass slowakische Soldaten ungarischer Volkszugehörig keit den neu aufzustellenden slowakischen Streitkräften zur Verfügung gestellt werden sollten. Im Kampf gefangengenommene slowakische „Bandenangehörige“ wurden als Kriegsgefangene behandelt, wobei die Unteroffiziere zur Arbeit verpflichtet waren.252


Bulgarische Soldaten, die bereit waren, weiter an der Seite Deutschlands zu kämpfen oder als „Arbeitssoldaten“ tätig zu werden, unterstanden den jeweiligen deutschen Teilstreitkräften. Alle anderen waren Kriegsgefangene und gemäß den Bestimmungen für nicht-sowjetische Gefangene zu behandeln.253


Rumänische Soldaten, die an der Seite Deutschlands weiterkämpfen oder als Arbeitssoldaten tätig werden wollten, unterstanden als Angehörige des rumänischen Heeres dem Reichsführer SS zur Aufstellung von Verbänden, ansonsten den jeweiligen Teilstreitkräften. Alle übrigen unterlagen als Kriegsgefangene den Bestimmungen für nicht-sowjetische Gefangene.254


Da nicht sicher war, ob alle bulgarischen und rumänischen Soldaten Gelegenheit gehabt hatten, sich zu äußern, waren sie beim Eintreffen in den Lagern zu befragen, ob sie innerhalb der deutschen Wehrmacht kämpfen oder als Arbeitssoldaten tätig werden wollten.255 Slowakische Militärinternierte sowie bulgarische und rumänische Kriegsgefangene waren nicht in Sonderlagern, aber in den Stalags getrennt von Kriegsgefangenen anderer Nationalität und anderen Militärinternierten unterzubringen. Der Arbeitseinsatz sollte zunächst in Kolonnen, abgesondert von sowjetischen Gefangenen und IMI stattfinden, erst nach Bewährung war ein Einzeleinsatz möglich. Unteroffiziere sollten nur bei freiwilliger Meldung zum Arbeitseinsatz herangezogen werden nach den Bestimmungen für französische, belgische und serbische Unteroffiziere. Die Vergütung erfolgte nach den Sätzen für nichtsowjetische Gefangene.256 Besonderen Raum nahm die Information über das Verbot des Kontakts mit deutschen Frauen und Mädchen ein.257
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7. Sowjetische Gefangene


Das Schicksal sowjetischer Gefangener ist erst seit Ende der 70er Jahre Gegenstand der öffentlichen Debatte.258


Entgegen der bisherigen Forschungsmeinung kann man wohl zumindest das Schicksal derjenigen Gefangenen relativ genau nachvollziehen, die im Reichsgebiet ankamen. Über verschiedene Karteien, zum Beispiel Personalkarten, Lazarettkarten und –bücher, Sterbefallnachweise sowie Zu- und Abgangslisten kann man Gefangenentransporte, Versetzungsmechanismen und Arbeitseinsätze rekonstruieren. Es ist jetzt auch möglich, Namenslisten der sogenannten Russenfriedhöfe zu erstellen. Von wichtiger Bedeutung für die Rekonstruktion des Schicksals von Gefangenen sind dabei die Karteien der Wehrmachtsauskunftsstelle (WASt), die 1997 im Zentralen Archiv des Verteidigungsministeriums der Russischen Föderation nahezu vollständig entdeckt wurden.259


Aufgrund dieser Unterlagen geht man inzwischen davon aus, dass jeder sowjetische Gefangene im Reichsgebiet genauso wie die Gefangenen anderer Nationen karteimäßig erfasst wurde. Über jeden sowjetischen Gefangenen wurde buchgeführt. So lässt sich das Schicksal der Gefangenen nachvollziehen, aber auch das Massensterben und die Aussonderungen.260 Die Sorgfalt, ja Pedanterie der Bürokratie stand in diametralem Gegensatz zur Verachtung der Gefangenen als Menschen: Immer wieder sandten KZ-Kommandanten Sterbefallanzeigen hinsichtlich der in ihren Lagern exekutierten sowjetischen Gefangenen an die WASt. Die Wehrmachtsdienststellen gaben diese Sterbefallanzeigen mit dem Hinweis zurück, dass die Gefangenen mit der Überstellung zur Exekution aus der Kriegsgefangenschaft entlassen wurden. Daher kämen Sterbefallanzeigen, mit denen üblicherweise Todesfälle von Gefangenen der WASt mitgeteilt wurden, nicht in Betracht, es sollten neue Mitteilungen übersandt werden.261


Für den Nationalsozialismus war der Krieg gegen die Sowjetunion kein Kampf zweier Staaten gegeneinander, sondern zweier Weltanschauungen. Der Bolschewismus wurde als Ideologie angesehen, die vernichtet werden sollte. Hinzu kam, dass sowjetische Gefangene als Untermenschen galten. Ausgehend von der Grundannahme Hitlers, dass der Krieg gegen die Sowjetunion ein weltanschaulicher Vernichtungskrieg gegen den Kommunismus war, wurden auch die sowjetischen Kriegsgefangenen grundsätzlich anders behandelt als diejenigen anderer Länder. Sie waren gerade „Keine Kameraden“ wie ein Buchtitel über die Behandlung sowjetischer Kriegsgefangener deren Lage zutreffend beschreibt.262


Dies geht deutlich aus einem geheimen Erlass des OKW vom 08.09.1941 hervor: „Zum ersten Mal steht dem deutschen Soldaten ein nicht nur soldatisch, sondern auch politisch im Sinne des volkszerstörerischen Bolschewismus geschulter Gegner gegenüber. Der Kampf gegen den Nationalsozialismus ist ihm in Fleisch und Blut übergegangen. Er führt ihn mit jedem zu Gebote stehenden Mittel: Sabotage, Zersetzungspropaganda, Brandstiftung, Mord. Dadurch hat der bolschewistische Soldat jeden Anspruch auf Behandlung als ehrenhafter Soldat und nach dem Genfer Abkommen verloren.“263


Dieser Ansatz wurde auch in die Praxis umgesetzt. Wer als sowjetischer Soldat überhaupt die erste, auf die direkte Gefangennahme folgende Zeit und den Transport zu den Kriegsgefangenenlagern überlebte, sah sich auch dort einer im Vergleich zu den Gefangenen anderer Nationen deutlich schlechteren Behandlung ausgesetzt. Auch wenn die Zahlen aufgrund ungenauer, oft nicht überprüfbarer Angaben vage sind, ergibt sich folgendes Bild: Insgesamt gerieten 5,35 bis 5,75 Mio. sowjetische Soldaten in deutsche Gefangenschaft, wobei quellenkritische Überlegungen und sowjetische Angaben eher für die niedrigere Zahl sprechen. Bei Kriegsende befanden sich noch 900.000 sowjetische Gefangene in deutschem Gewahrsam. Nach den deutschen Statistiken waren knapp zwei Mio. Gefangene verstorben. Von den übrigen durfte ein Teil in die Heimat zurückkehren, ein Teil wurde als „Hiwis“ aus der Gefangenschaft entlassen oder in Kollaborationsverbände wie die Wlassow-Armee übernommen, ein Teil starb unregistriert, ein Teil floh, ein Teil wurde in den Status von Zivilarbeitern versetzt. Schätzungen zufolge hat insgesamt etwa die Hälfte der rund 5,3 Mio. sowjetischen Gefangenen die Gefangenschaft nicht überlebt.264



Völkerrechtliche Situation


Die völkerrechtliche Situation sowjetischer Gefangener war komplex und umstritten.


Die UdSSR war der Genfer Konvention zum Schutz der Verwundeten, aber nicht derjenigen zum Schutz der Kriegsgefangenen beigetreten.


Die US-Regierung bemühte sich intensiv, die sowjetische Regierung auch zu einem Beitritt zur Genfer Konvention zum Schutz der Kriegsgefangenen zu bewegen. Sie verwies auf die große Bedeutung der Inspektionsbesuche in den Lagern, um unverfälschte Informationen über die Situation der Gefangenen zu erhalten, die Einhaltung einer humanen Behandlung sicherzustellen und um auf diese Weise kleinere Probleme vor Ort mit Hilfe der Inspektoren zu lösen sowie Eskalationen mittels gegenseitiger Repressalien zu Lasten der Gefangenen zu vermeiden. Sie band dabei auch die britische und die schwedische Regierung ein. Die sowjetische Regierung lehnte jedoch einen formellen Beitritt zur Genfer Konvention mit der Begründung ab, dass nach deren Art. 9 die Trennung von Gefangenen nach Rassen ermöglicht werde, ein Vorgehen, das gegen die sowjetische Verfassung verstoße.265 Der US-Botschafter in Moskau vermutete hingegen, dass die Sowjetunion die Inspektion der Gefangenenlager, die mit einem Beitritt zur Genfer Konvention verbunden war, ablehnte.266 Die US-Regierung schloss sich diesem Eindruck an und nahm an, dass sowohl die sowjetische wie auch die deutsche Seite einem Abkommen nicht grundsätzlich ablehnend gegenüberstanden, dass aber beide eine Inspektion der Lager ablehnten.267 Die US-Regierung war nun in Sorge, dass aufgrund der Tatsache, dass die Genfer Konvention nicht auf alle Gefangenen Anwendung finden würde, sich die Situation der Gefangenen allgemein verschlechtern könnte.268


Das IKRK versuchte ebenfalls, zwischen der Sowjetunion und dem Deutschen Reich ein Abkommen über die Behandlung der Kriegsgefangenen auszuhandeln, letztlich hatten beide Seiten an einem solchen Abkommen aber kein Interesse.269


Es war umstritten, ob wenigstens die Haager Landkriegsordnung auf sowjetische Gefangene anzuwenden war. Die UdSSR ging davon aus, dass aufgrund des Selbstbestimmungsrechts der Völker nur freiwillig eingegangene Verträge bindend seien. Sie argumentierte, dass die Haager Landkriegsordnung von der zaristischen Regierung abgeschlossen worden war und sie sich daher an diesen Vertrag nicht gebunden fühle. Die Mehrheitsmeinung, der auch das Deutsche Reich und später der Internationale Gerichtshof folgten, war der Auffassung, dass die Haager Landkriegsordnung Völkergewohnheitsrecht darstelle, das von keinem Staat missachtet werden dürfe.270


Der Grund dafür war, dass bereits 1907 Konsens darüber bestanden hatte, dass diese Konvention nicht neues Recht schuf, sondern lediglich den bereits bestehenden Konsens zwischen den Staaten kodifizierte. Sie stellte also in ihren wesentlichen Regelungen allgemeines Kriegsvölkerrecht dar, das auch ohne schriftliche Kodifizierung verbindlich war. Nach dieser Auffassung besaß die Haager Landkriegsordnung auch im Verhältnis zwischen der UdSSR und dem Deutschen Reich in ihren Grundzügen Gültigkeit.271


Dass die Haager Landkriegsordnung auch gegenüber der Sowjetunion Anwendung finden musste, wurde aber auch angezweifelt. Dagegen sprach aus Sicht mancher Wissenschaftler, dass eine Anwendung an der Gegenseitigkeitsklausel scheiterte, sowie die Tatsache, dass sich die Sowjetunion im weiteren Kriegsverlauf nur sehr unvollkommen an die Bestimmungen der Ordnung gebunden fühlte. Andererseits wird jedoch angeführt, dass die Tatsache, dass die UdSSR den Regelungen der Haager Landkriegsordnung im Kriegsverlauf wenig Beachtung schenkte, nicht gegen deren Geltung spreche, weil durch eine Nichtbeachtung Völkergewohnheitsrecht nicht ausgehebelt werden könne.272


Deutschland lehnte die Anwendung der Haager Landkriegsordnung auf sowjetische Gefangene auf Befehl Hitlers ab. Zur Begründung wurde auf eine angeblich große Zahl von Verstößen gegen das Kriegsvölkerrecht durch die UdSSR verwiesen.273


Außerdem war die UdSSR nicht zu einer Zusammenarbeit mit dem IKRK bereit. Die UdSSR begann, entgegen den Vorgaben der Haager Landkriegsordnung zu handeln und zum Beispiel die Übersendung von Namenslisten Gefangener zu unterlassen. Aufgrund einer Order Stalins, wonach alle sowjetischen Kriegsgefangenen Verräter seien, hatte die UdSSR wenig Interesse, das Schicksal ihrer Gefangenen zu erleichtern und lehnte daher Vorstöße, unter anderem des IKRK oder der US-Regierung, die UdSSR zur Einhaltung der Haager Landkriegsordnung zu bewegen, ab. Die UdSSR wollte die eigenen Soldaten von einer Gefangennahme abschrecken und so deren Kampfmoral steigern.274


Für die sowjetischen Soldaten in deutschem Gewahrsam hatte dies katastrophale Auswirkungen. Die Gefangenen hatten keinen Kontakt zu einer Schutzmacht oder Hilfsorganisation. Damit waren sie jeder Kontroll- und Hilfsmöglichkeit beraubt worden. Vertrauensleute, die die Interessen der Gefangenen vertreten sollten, waren ebenfalls nicht gestattet. Von der Substanz der Konventionen war damit nichts übrig geblieben. Die nach dem 22.06.1942 ergangenen deutschen Befehle und Anweisungen sollten dies bestätigen.275



Ideologischer Ansatz


Sowjetischen Gefangenen wurde in den ersten Kriegsmonaten so gut wie keine Versorgung zugewendet. Erst als der Arbeitskräftebedarf im Reich größer wurde und man die sowjetischen Gefangenen als Arbeitskräftereservoir erkannte, verbesserte sich ihre Versorgung, aber nur soweit, als dadurch ihre Arbeitskraft erhalten werden konnte. Menschliche oder völkerrechtliche Gesichtspunkte spielten hingegen keine Rolle.276


Hitlers Gedanke eines rassenideologischen Vernichtungskrieges war auch in den Kommandobehörden der Wehrmacht verbreitet.277 Generalstabschef des Heeres


Halder notierte stichpunktartig aus einer Rede Hitlers vom 30.03.1941 vor 250 hohen Offizieren: „Kampf zweier Weltanschauungen gegeneinander. Vernichtendes Urteil über Bolschewismus, ist gleich asoziales Verbrechertum. Kommunismus ungeheure Gefahr für die Zukunft. Wir müssen vom Standpunkt des soldatischen Kameradentums abrücken. Der Kommunist ist vorher kein Kamerad und nachher kein Kamerad. Es handelt sich um einen Vernichtungskampf. […] Kampf gegen Russland: Vernichtung der bolschewistischen Kommissare und der kommunistischen Intelligenz. […] Kommissare und GPU-Leute sind Verbrecher und müssen als solche behandelt werden.“278


Aus den vorhandenen Quellen kann geschlossen werden, dass ab Mitte April 1941 mit der Konzeption für die Behandlung sowjetischer Gefangener und der Planung der entsprechenden Kriegsgefangenenlager begonnen wurde. Hier zeichnete sich bereits ab, dass das Prinzip des Vernichtungskrieges die Behandlung der sowjetischen Gefangenen prägen würde. Schon zu diesem Zeitpunkt war wohl zumindest auf mittlerer Ebene bekannt, dass die Gefangenen schlechter behandelt werden würden als die Gefangenen anderer Nationen. Zum Beispiel waren für sie keine Unterkünfte vorgesehen, diese mussten sie selbst errichten.279 Die Vorbereitung der Lager beschränkte sich wohl tatsächlich darauf, lediglich eine umzäunte Fläche zu schaffen.280


Am 16.06.1941 erging ein Erlass des OKW/Kgf, der unter anderem das Verhalten gegenüber den sowjetischen Gefangenen regelte. Der Erlass wird in Teilen zitiert, da sich aus ihm ableiten lässt, dass von Anfang an eine schlechte Behandlung der sowjetischen Gefangenen geplant war. Vorangestellt war eine „Begründung“, um Bedenken der Truppe gegenüber den dann folgenden Verhaltensrichtlinien abzubauen:


„Der Bolschewismus ist der Todfeind des Nationalsoz. Deutschland! Gegenüber den Kgf. der Roten Armee ist daher äußerste Zurückhaltung und schärfste Wachsamkeit geboten. Mit heimtückischem Verhalten insbesondere der Kgf. asiatischer Herkunft ist zu rechnen. Daher rücksichtsloses und energisches Durchgreifen bei dem geringsten Anzeichen von Widersetzlichkeit insbesondere gegenüber bolschewistischen Hetzern. Restlose Beseitigung jedes aktiven und passiven Widerstandes! Jeden Verkehr der Kriegsgefangenen mit der Zivilbevölkerung oder den Wachmannschaften nachdrücklich verhindern. Die Gegenseite hat das Abkommen über die Behandlung von Kriegsgefangenen vom 27.07.1929 nicht anerkannt. Trotzdem bildet dieses die Grundlage für die Behandlung der Kriegsgefangenen.“281 Dieser Satz wurde durch die folgenden Bestimmungen dann jedoch ausgehöhlt, ja entwertet. Die Gefangenen sollten unter anderem nicht in der Wirtschaft, sondern unmittelbar für die Bedürfnisse der Truppe, also direkt im militärischen Bereich eingesetzt werden, im Widerspruch zur Genfer Konvention. Diese Arbeiten sollten auch nicht bezahlt werden. Verbindung zu einer Schutzmacht oder einer Hilfsgesellschaft waren nicht vorgesehen, ebensowenig Vertrauensleute. Damit gab es keine Hilfs- und Kontrollmöglichkeiten zum Schutz der Gefangenen.282 Die Wehrmacht müsse sich umgehend von allen Elementen unter den Gefangenen befreien, die als bolschewistische Triebkräfte anzusehen seien. „Politisch Unerwünschte“ seien auszusondern. Dazu stelle der Reichsführer SS Einsatzkommandos der Sicherheitspolizei und des Sicherheitsdienstes zur Verfügung. „Den Kommandanten, besonders deren Abwehroffizieren, wird engste Zusammenarbeit mit den Einsatzkommandos zur Pflicht gemacht.“ Über die „politisch Unerwünschten“ entschied das Einsatzkommando.283


Im Kommissarbefehl des OKW vom 06.06.1941 wurde die Beteiligung von Einsatzkommandos der Sicherheitspolizei an der Beseitigung der Kommissare festgelegt. Diese seien die „Urheber barbarischer asiatischer Kampfmethoden“ und „Träger des Widerstands“, als solche keine Kombattanten und deswegen sofort von den übrigen Gefangenen abzusondern und zu erschießen.284


Die Versorgung der sowjetischen Gefangenen war, vor allem in den ersten Monaten des Krieges gegen die Sowjetunion, tatsächlich katastrophal. In improvisierten Lagern waren die Gefangenen oft schutzlos Wind und Wetter ausgeliefert, war die Verpflegung, wenn sie überhaupt stattfand, äußerst mangelhaft (in den Sammellagern 300-700 Kalorien täglich, also weit unter dem Existenzminimum). Medizinische Versorgung gab es überhaupt nicht. In dieser Anfangsphase des Krieges gegen die Sowjetunion starben hunderttausende an Erschöpfung und Entkräftung, Typhus und Fleckfieber. Um die Versorgung von Truppe und Heimat sicherzustellen, nahm man zunächst in Kauf, dass zahlreiche sowjetische Gefangene verhungerten.285


Die Versorgungslage war so schlecht, dass es wohl auch zu Fällen von Kannibalismus gekommen ist. Anders lässt es sich nicht erklären, dass der Wehrkreisarzt des Wehrkreises VII im September 1941 ausdrücklich feststellte, dass solche Fälle unter den sowjetischen Kriegsgefangenen im Korpsbereich nicht bekannt geworden seien.286


Juden unter den sowjetischen Gefangenen wurden meist sofort umgebracht. Die Zahl der Opfer beläuft sich nach Schätzungen auf etwa 85.000 Mann.287


Ein sowjetischer Gefangener beschreibt den Weg nach Deutschland. Nach seiner Gefangennahme am 15.05.1942 sei er bis Oktober durch verschiedene Lager auf dem Gebiet der Sowjetunion geschleust worden und über München ins Stalag VII A gekommen.288


Ein in Moosburg gefangengehaltener sowjetischer Soldat berichtet, dass er gemeinsam mit zahlreichen anderen Gefangenen in langen Marschkolonnen nach Westen getrieben wurde. Wer nicht mehr konnte, wurde erschossen. In einem Lager für Gefangene befahlen die Wachen den Politkommissaren und Juden, vorzutreten. Sie wurden sofort erschossen. Als der sowjetische Gefangene im Stalag ankam, wurde er registriert und fotografiert. Seine Kleidung und Wäsche wurde mit einem großen „SU“ gekennzeichnet.289



Utilitaristischer Ansatz


Schon im Sommer 1941 gab es erhebliche Bedenken gegen diese Art der Behandlung der sowjetischen Gefangenen. In einer Denkschrift vom 26.08.1941 wurde darauf hingewiesen, dass ein großer Teil der Sowjetunion dauerhaft an Deutschland angebunden werden solle. Dies könne nur gelingen, wenn die Bevölkerung mitmache. Daher müsse der Kriegsgefangene als Bewunderer Deutschlands in seine Heimat zurückkehren. Der Kriegsgefangene erwarte eine angemessene Behandlung und ausreichende Ernährung, was ihm ja in Propagandaflugblättern auch zugesichert worden sei. „In jedem Kriegsgefangenen noch nachträglich einen Bolschewiken sehen zu wollen und ihn entsprechend zu behandeln, wäre völlig abwegig. Schikanöse Maßnahmen sind auf jeden Fall zu unterlassen.“ Auf die Gefangenen solle durch Propaganda, vor allem mittels Zeitungen und Flugblättern, Vorträgen, Erziehung zur Sauberkeit und Gesundheitspflege sowie durch eine strenge, aber gerechte Behandlung eingewirkt werden. Außerdem sollte man versuchen, mit Hilfe der Gefangenen Informationen über die Sowjetunion zu erlangen und unter ihnen geeignete Personen für Aufgaben in der Landesverwaltung oder im Wirtschaftsleben identifizieren.290


Im Entwurf einer Denkschrift an den Chef des OKW beklagte sich das Ostministerium massiv über die Behandlung der sowjetischen Gefangenen. Eine gute Behandlung sei wichtig, da sie die Rotarmisten zum Überlaufen bewegen könne. Bei der dauerhaften Besetzung der Gebiete der Sowjetunion sei das Deutsche Reich auf die einheimische Bevölkerung angewiesen. Die Kriegsgefangenen müssten zu Propagandisten der Sache Deutschlands und des Nationalsozialismus gemacht werden. Dies sei bisher nicht erreicht worden. „Das Schicksal der sowjetischen Kriegsgefangenen in Deutschland ist im Gegenteil eine Tragödie größten Ausmaßes. Von den 3,6 Millionen Kriegsgefangenen sind heute nur noch einige Hunderttausend voll arbeitsfähig.“ Sodann kritisiert der Verfasser, dass die meisten Lagerkommandanten der Zivilbevölkerung verboten hätten, Gefangene mit Lebensmitteln zu versorgen, dass marschunfähige Gefangene vor den Augen von Zivilisten erschossen worden seien, dass man nicht für Unterkunft gesorgt und Gefangenen nicht einmal Gerät gegeben habe, sich solche zu bauen. Ganze Gefangenengruppen seien erschossen worden. Die Bevölkerung in der Sowjetunion habe in den Deutschen Befreier vom Bolschewismus gesehen und sich den Deutschen willig zur Verfügung gestellt. Der Verfasser fordert schließlich, dass die Behandlung der Gefangenen „nach den Gesetzen der Menschlichkeit und entsprechend der Würde des Deutschen Reiches zu erfolgen hat“, es sei für Unterkunft und Verpflegung zu sorgen.291


Aber auch in diesen beiden Denkschriften wird klar, dass es den Verfassern nicht um die sowjetischen Gefangenen als Menschen geht, sondern um die Vorteile, die eine bessere Behandlung der Gefangenen dem Deutschen Reich bringen werde. Auch hier geht es rein um Nützlichkeitserwägungen.


Das Schicksal sowjetischer Gefangener wurde besonders in der ersten Kriegsphase 1941/42 von gegensätzlichen Interessen und politischen Strömungen in der NS-Führung, der staatlichen Verwaltung, in der privaten Wirtschaft und der Wehrmacht bestimmt.292


Zunächst ging die deutsche Führung davon aus, dass die Masse der sowjetischen Gefangenen nicht als Arbeitskräfte benötigt würde. Sowjetische Gefangene waren auf ausdrücklichen Befehl Hitlers zunächst nicht für einen Arbeitseinsatz im Reich vorgesehen.293


Bereits seit Juni 1941 hatte der Kohlebergbau aber auf den Einsatz sowjetischer Gefangener gedrängt, um den Mangel an deutschen Arbeitskräften aufzufangen. Hitler entschied am 21.10.1941, 10.000 ukrainische Bergleute im Reichsgebiet einzusetzen. Im Oktober hatte der Arbeitskräftebedarf im Deutschen Reich bereits die Zwei-Millionen-Grenze erreicht. Gleichzeitig waren die Blitzkriegsstrategie gescheitert und die Verluste der Wehrmacht höher als erwartet.294 Als sich im Herbst und Winter 1941 zeigte, dass ein schneller Sieg über die die Sowjetunion nicht zu erwarten war und die Prognose der


Wehrmacht, Ende des Jahres 1941 eine Teildemobilisierung durchführen und vor allem Facharbeiter nach Hause entlassen zu können, nicht eintreten werde, sondern dass sie, ganz im Gegenteil, weitere Facharbeiter einziehen musste, die dann in der Rüstungsindustrie fehlten, begann sich langsam die Haltung Hitlers und der Parteigrößen zum Arbeitseinsatz zu ändern.295


Nicht zuletzt aufgrund einer unzureichenden Winterbevorratung, sodass im Reich eine Senkung der Rationen zum Beispiel von Kohle für private Haushalte drohte, wurden sowjetische Gefangene als Arbeitskräfte interessant. Sie sollten nun in großem Umfang zur Zwangsarbeit in Deutschland eingesetzt werden und nun soweit überleben, wie sie in der Lage waren, Arbeit zu leisten.296


Daher entschied Hitler Ende Oktober, drei Mio. sowjetische Gefangene in der Wirtschaft einzusetzen und entsprechend zu ernähren. Trotzdem wurden keine ausreichenden Verpflegungssätze zur Verfügung gestellt, um die Rationen der deutschen Bevölkerung nicht kürzen zu müssen. Und selbst die niedrigen Sätze standen oft nicht vollständig zur Verfügung.297 Ein weiterer Grund für den Transport nach Deutschland war das Ziel, die überfüllten provisorischen Lager im Operationsgebiet zu leeren.298


Die Wehrmacht hatte, unter Umgehung von Hitlers Befehl, bereits seit 10.07.1941 sowjetische Gefangene nach Deutschland gebracht, seit dem 24.07.1941 waren die ersten Kontingente zum Arbeitseinsatz freigegeben worden.299


Dass die sowjetischen Gefangenen weiterhin als Untermenschen galten und auch so behandelt werden sollten, zeigt ein Merkblatt von Reichsmarschall Göring vom 07.11.1941 über den Arbeitseinsatz sowjetischer Gefangener: Unter II. wurden Richtlinien für den Einsatz sowjetischer Gefangener im Operationsgebiet gegeben: „die deutschen Facharbeiter gehören in die Rüstung; Schippen und Steineklopfen ist nicht ihre Aufgabe, dafür ist der Russe da.“ Was die Bestrafung anbelangt, wurde festgesetzt: „Die Strafskala kennt zwischen Ernährungsbeschränkung und standrechtlicher Exekution im Allgemeinen keine weiteren Stufen.“ „Für die Fußbekleidung sind Holzschuhe die Regel. Unterwäsche ist den Russen kaum bekannt und gewohnt“.300


Am 24.12.1941 befahl Hitler, verstärkt sowjetische Soldaten in der Rüstungsindustrie einzusetzen, es sollten möglichst viele Gefangene ins Reichsgebiet gebracht werden. Es gelte, die Einsatzfähigkeit der Gefangenen zu erweitern und zu beschleunigen. Vorbedingung hierzu seien eine ausreichende Ernährung und die Beseitigung der Fleckfiebergefahr.301


Bis Ende 1941 waren etwa 500.000 sowjetische Gefangene zum Arbeitseinsatz ins Reich gebracht worden, wobei die Arbeitsverwaltung auch bei günstigem Kriegsverlauf mit einem Bedarf von 800.000 Arbeitskräften rechnete.302


Im Sommer 1942 plante man den Arbeitseinsatz sowjetischer Gefangener schon fest ein: Das OKW wies im Juni darauf hin, dass die im Zuge der „jetzigen und künftigen Operationen anfallenden“ neuen sowjetischen Gefangenen beschleunigt und in großem Umfang in das Reichsgebiet zum Arbeitseinsatz verbracht werden sollten. Jeden Montag mussten die Stalags mitteilen, wie viele freie Plätze für sowjetische Gefangene und wie viele Arbeitsplätze und Unterkünfte vorhanden seien.303


Allerdings war der Effekt des Arbeitseinsatzes zunächst begrenzt. Im Jahr 1941 wurden 300.000 sowjetische Gefangene zur Zwangsarbeit herangezogen. Wegen der mangelhaften Verpflegung betrug ihre Arbeitsleistung durchschnittlich nur 10-20% derjenigen französischer oder polnischer Gefangener. Unternehmer protestierten, weil sich der Arbeitseinsatz sowjetischer Gefangener für sie nicht rechnete. Sie forderten eine bessere Ernährung der sowjetischen Gefangenen, zunächst ohne Erfolg. Das Reichsernährungsministerium räumte den deutschen Verbrauchern absolute Priorität ein.304 Im Dezember 1941 traten Fleckfieberepidemien auf, sodass die Spezialisten des RAM die Lager nicht zur Erfassung der Gefangenen betreten konnten. Auch von den fleckfieberfreien Gefangenen waren mindestens 2/3 wegen der schlechten Ernährung nicht arbeitsfähig. Eine Heraufsetzung der Verpflegungssätze hatte zunächst keinen durchschlagenden Erfolg: Die Zahl der Gefangenen reduzierte sich aufgrund von Todesfällen zwischen November 1941 und Januar 1942 um 25%, in den Lagern im Osten starben durchschnittlich täglich 2.000 Gefangene an Unterernährung. Lediglich der zunehmende Arbeitskräftemangel führte dazu, dass die Gefangenen besser behandelt wurden, um ihre Arbeitskraft zu erhalten.305 Schließlich erkannte nämlich auch das OKW den schlechten Gesundheitszustand der Gefangenen. Am 02.02.1942 ordnete es an: „Infolge ihres Gesundheitszustands wird ein großer Teil der sowjetischen Kriegsgefangenen den Winter in den Lagern verbringen.“ Die Gefangenen sollten mit Heimarbeiten beschäftigt werden und dabei Bekleidung wie Holzschuhe und Handschuhe anfertigen und Arbeiten für die Heeresbekleidungsämter erledigen.306


Die Zahlen sind erschreckend: Von den 3.350.000 Gefangenen des Jahres 1941 waren am 01.02.1942 fast 60% verstorben, davon 600.000 seit Anfang Dezember 1941. Im Reichsgebiet starben bis Anfang April 1942 47% der sowjetischen Gefangenen an Hunger und Fleckfieber.307


Nun wurde, weil man die sowjetischen Gefangenen als Arbeitskräfte dringend benötigte, ihre Ernährung spürbar verbessert, wenn auch nicht an die Standards der Gefangenen anderer Nationen angeglichen. Dieser Dauermangel führte dazu, dass die Todesrate unter den sowjetischen Gefangenen ab Ende 1943 wieder deutlich anstieg. Sie fielen Mangelerkrankungen wie der massenhaft auftretenden Tuberkulose zum Opfer, häufig wurde „allgemeine Körperschwäche“ als Todesursache diagnostiziert.308


Auch als ab dem Frühjahr 1942 die Zahl der neu gemachten Gefangenen drastisch zurückging und dem Bedarf nach ihnen kaum mehr Gefangene gegenüberstanden, änderte sich an der grundlegenden Behandlung der sowjetischen Soldaten zunächst nichts: Sie wurden weiterhin in streng gesonderten Lagerbereichen äußerst unzureichend untergebracht und waren den Schikanen des Wachpersonals ausgesetzt. Ihnen standen nur primitive Bekleidung und Schuhwerk zur Verfügung. Außerdem waren sie dem Sonderstrafrecht der Gestapo unterworfen, rechtliches Gehör stand ihnen nicht zu. Hauptgrund für die hohe Sterblichkeitsrate unter den sowjetischen Gefangenen war die weiterhin völlig unzureichende Ernährung. Die Gefangenen litten ständig Hunger, sie versuchten, sich mit Mundraub, Betteln oder dem Eintausch von Kinderspielzeug, das sie an ihren Arbeitsstätten angefertigt hatten, zu behelfen. Letzteres war jedoch streng verboten. Die Rationen, die unter den Sätzen der anderen Gefangenengruppen zurückblieben, wurden erst im Sommer 1944 angeglichen. Allerdings gelangten im Arbeitseinsatz die offiziellen Rationen oft nicht zur Ausgabe, da Teile der Nahrungsmittel für Prämien oder andere Belegschaftsteile abgezweigt wurden. Hinzu kamen die Belastungen durch 14-stündige Arbeitstage und die oft langen An- und Abmärsche von und zur Unterkunft.309


Einen interessanten Blick auf die Behandlung der sowjetischen Gefangenen lässt eine Anweisung des OKW vom Oktober 1942 zu: Das OKW hatte festgestellt, dass mancherorts den sowjetischen Gefangenen die vorgesehenen Verpflegungssätze nicht oder nicht vollständig verabreicht worden waren, was auf Mängel in der Versorgung oder in der Planung (Mittagessen um 20 Uhr) zurückzuführen sei. Dies habe zu einem Nachlassen der Arbeitskraft geführt, was teilweise als Arbeitsverweigerung aufgefasst und entsprechend bestraft worden sei. Das OKW wies die Stalag-Kommandanten an, ihre ganze Aufmerksamkeit auf die Verpflegung der Gefangenen zur richten und Mängel sofort zu beheben. Wenn ein Betrieb dies nicht leiste, seien die sowjetischen Gefangenen sofort zu entziehen – bevor diese für das Deutsche Reich wertvollen Arbeitskräfte leistungsunfähig geworden seien.310 Es ging also nicht um Mitmenschlichkeit oder Verantwortung gegenüber dem besiegten Gegner, sondern lediglich um reines Nützlichkeitsdenken: sowjetische Gefangene waren dann und in dem Umfang zu ernähren, wie man sie für den Arbeitseinsatz benötigte.


Im Februar 1944 entließ die deutsche Führung die ersten sowjetischen Gefangenen aus der Kriegsgefangenschaft und beschäftigte sie auf ihren Arbeitsplätzen als Zivilisten weiter.311 Ab Sommer 1944 wurden 20% der qualifizierten Arbeitskräfte unter den sowjetischen Gefangenen aus der Kriegsgefangenschaft in ein ziviles Arbeitsverhältnis überführt.312


Aber auch nach dem oben geschilderten Meinungsumschwung und allen „Aufpäppelungsaktionen“ blieben die Sowjetsoldaten nach den Westalliierten, Jugoslawen und Polen Gefangene dritter Klasse, die am schlechtesten ernährt und untergebracht waren und deren benachteiligte Stellung sich bis zu den Regelungen für ein Begräbnis (siehe dort) erstreckte.313



Die Aussonderungen in den Kriegsgefangenenlagern 1941/1942 314



Eine der größten Gefahren für sowjetische Gefangene ging jedoch von den sogenannten Aussonderungen vor allem im Herbst/Winter 1941/1942 aus. Es handelt sich dabei um die gezielte Tötung von sowjetischen Gefangenen, die die deutsche Führung gemäß der nationalsozialistischen Ideologie für „untragbar“ hielt. Darunter verstand sie „kommunistische Agitatoren“, „Aufwiegler“, sogenannte „Intelligenzler“, unheilbar Kranke und Juden.


Die Aussonderungen hatten folgenden Hintergrund: Vor dem Angriff auf die Sowjetunion hatte das OKW den so genannten „Kommissarbefehl“ erlassen, der besagte, dass die Politoffiziere der sowjetischen Armee noch auf dem Gefechtsfeld zu exekutieren seien. Allerdings hatten, wie bald klar wurde, die Wehrmachtssoldaten nicht alle Kommissare identifizieren können. Als im Spätsommer 1941 die ersten sowjetischen Gefangenen nach Deutschland kamen, um dort Zwangsarbeit zu leisten, befürchtete die deutsche Führung, dass Funktionäre unter den gefangenen Sowjetsoldaten kommunistische Propaganda unter der Zivilbevölkerung betreiben könnten. Dies war der Anlass dafür, dass die Gestapo den Auftrag erhielt, in den Stalags und den Außenlagern nach „untragbaren“ sowjetischen Soldaten zu suchen und diese im nächstgelegenen KZ zu erschießen. Man schätzt, dass der Gestapo in diesem Zusammenhang etwa 38.000 sowjetische Gefangene zum Opfer fielen.315


Im Stalag VII A Moosburg kam es zum einzigen nachgewiesenen Fall, dass mehrere Wehrmachtsoffiziere, nämlich Angehörige der Lagerleitung und des Stellvertretenden Generalkommandos VII, gemeinsam und systematisch der Gestapo Widerstand leisteten.316 Zum „Fall Meinel“ schreibt ein polnischer Historiker, er sei der einzige Hoffnungsfunke im düsteren Kapitel des nicht hinterfragten Massenmordes an sowjetischen Gefangen gewesen.317


Der Vorgang war schon mehrfach Gegenstand der historischen Forschung318 und ist gut dokumentiert. Nach dem Krieg konnten nämlich die Akten der Gestapo sichergestellt werden (sie fanden Verwendung im Nürnberger Prozess gegen die Hauptkriegsverbrecher).319 Außerdem kam es 1950 zu einem Ermittlungsverfahren gegen die beteiligten Gestapo-Beamten. Dieses verlief zwar ergebnislos, weil ein Teil der Hauptverantwortlichen bereits verstorben war und gleichzeitig die Ermittlungen relativ oberflächlich und lustlos geführt wurden, brachte aber wichtige Erkenntnisse zu den Abläufen. Dabei sagten die beteiligten Offiziere und Wehrmachtsdolmetscher als Zeugen aus.320 Außerdem führte die Zentrale Stelle der Landesjustizverwaltungen zur Aufklärung nationalsozialistischer Verbrechen in Ludwigsburg 1967 ein Vorermittlungsverfahren wegen der Aussonderungen in Moosburg.321


Vor allem die Gestapo-Akten liefern ein unverfälschtes Bild, da sie direkt während der Vorgänge entstanden sind. Die Zeugenaussagen ergänzen dieses Bild, auch wenn die Beteiligten Einzelheiten und Abläufe der damals schon acht Jahre zurückliegenden Ereignisse teilweise verwechseln. Die Angaben der Wehrmachtsangehörigen sind verlässlich, da sie sich weitgehend untereinander und mit den Informationen aus den Gestapo-Akten decken.


Aus diesen Quellen ergibt sich, dass die Wehrmachtsoffiziere zunächst die Aussonderungsaktion der Gestapo nicht unterstützten und sie später regelrecht sabotierten und hintertrieben, wobei sie jedoch nur eingeschränkt erfolgreich waren. Die Auseinandersetzung zwischen Wehrmacht und Gestapo verlief, vereinfacht dargestellt, in mehreren Phasen und Eskalationsstufen.


Im August 1941 kamen die ersten sowjetischen Gefangenen in Moosburg an. Am 01.09.1941 waren im Bereich von Stalag VII A 4.003 Rotarmisten, am 01.10.1941 bereits 4.916 sowjetische Soldaten registriert.322 Die meisten dieser Gefangenen, viele im Alter von 16 bis Ende 20, befanden sich im Stalag selbst und waren dort in einem abgetrennten Areal, dem „Russenlager“, untergebracht.323 Im September 1941 fragte ein Beamter der Gestapo-Stelle München beim Stellvertretenden Generalkommando VII an, ob diese Gefangenen schon überprüft seien. Die zuständigen Offiziere bejahten dies, wahrscheinlich bewusst wahrheitswidrig.324 Die Gestapo brachte jedoch in Erfahrung, dass dem nicht so war325 und bat um eine persönliche Rücksprache mit dem zuständigen Sachbearbeiter beim Stellvertretenden Generalkommando VII, Major Meinel. Dieser lehnte ein Treffen ab und verwies auf den Kommandanten von Stalag VII A, Oberst Nepf und den dortigen Abwehroffizier, Hauptmann Hörmann.326 Die Offiziere des Stellvertretenden Generalkommandos versuchten also zunächst, die Gestapo-Beamten mit der Aussage, dass die Überprüfungen bereits erfolgten seien, abzuwimmeln. Als die Gestapo nachhakte, ließen sie deren Beamte mit dem Hinweis auf die Offiziere des Stalag VII A einfach abtropfen. Dies wurde von einem Gestapo-Beamten auch so empfunden, der in einem Bericht schreibt, er habe den Eindruck gewonnen, dass Beamte der Gestapo beim Stellvertretenden Generalkommando nicht erwünscht seien.327 Oberst Nepf und Hauptmann Hörmann wiederum weigerten sich jedoch, mit der Gestapo zusammenzuarbeiten. Sie lehnten den Wunsch, eine Verwaltungsbaracke für Vernehmungen zur Verfügung zu stellen, ab und verwiesen die Beamten auf das „Russenlager“, angesichts der dort herrschenden Zustände an sich schon ein Affront. Hauptmann Hörmann gab auch keine Informationen preis, die der Gestapo die Aussonderung erleichtert hätten.328 Hörmann verhielt sich ostentativ unhöflich, er bot einem Gestapo-Beamten nicht einmal einen Stuhl an und empfing die Beamten erst nach den Kriegsgefangenen. Der Gestapo-Beamte beklagte sich auch dementsprechend, er habe kein Entgegenkommen durch die Stalag-Offiziere erfahren.329 Das Einsatzkommando aus fünf Gestapo-Beamten begann dann am 29.09. auf eigene Faust mit den Überprüfungen,330 wobei Wehrmachtsdolmetscher im Auftrag von Hauptmann Hörmann übersetzten. Dieser teilte die Dolmetscher ganz gezielt den Gestapo-Beamten zu, um so einen Einblick in deren Tätigkeit zu erhalten.331


Die Aussagen der Wehrmachtsdolmetscher lassen nachvollziehen, wie die Aussonderung der Gefangenen ablief. Die Gestapo hatte Listen mit den Namen von Personen, die als sowjetische Funktionäre oder Mitglieder der sowjetischen „Intelligenz“ galten. Diese Listen waren jedoch völlig veraltet und beruhten teilweise auf falschem Datenmaterial. Sie waren daher unbrauchbar. Um überhaupt Erfolg zu haben, mussten die Kommandos der Gestapo daher nach eigenen Kriterien vorgehen. Besonders mit dem Begriff „Intelligenzler“ konnten die Beamten offenbar wenig anfangen. Um in diese Kategorie eingestuft zu werden, konnte bereits der Besuch einer zehnjährigen Schule oder die Tätigkeit als Postschaffner, Lehrer, Schneider oder Schuster (!) ausreichen. Gleichzeitig mussten wenige Beamte in kurzer Zeit tausende Gefangene überprüfen. So wurden in Moosburg und den zugehörigen Außenlagern vom 29.09.1941 bis zum 15.11.1941 3.088 Gefangene „vernommen“, bis zu 300 pro Tag. Um diese große Zahl überhaupt bewältigen zu können, nahmen sich die Beamten für die einzelnen Befragungen nur wenige Minuten Zeit. Sie stützten sich zum Teil auf Informanten, Denunziation und Bestechung mit Nahrungsmitteln und Zigaretten. In einigen Fällen kam es auch zum Einsatz körperlicher Gewalt. Dies war von der Gestapo-Leitung aber nicht erwünscht.


Die Wehrmachtsdolmetscher hatten teilweise den Eindruck, dass es nur darum ging, möglichst viele Gefangene auszusondern.332 Angesichts der großen Zahl an zu überprüfenden Gefangenen und einer völlig veralteten Liste mit unbrauchbaren Kriterien waren die Gestapo-Beamten auf die Unterstützung der Stalag-Offiziere angewiesen, die ihnen in Moosburg jedoch vorenthalten wurde. Hauptmann Hörmann gab keine Informationen zu den sowjetischen Gefangenen preis. In anderen Stalags kam es zu „Vorsortierungen“ von Seiten des Stalag-Personals, die Gestapo musste dann nur noch diese Gruppen einer genaueren Überprüfung unterziehen.333 Nach Angaben eines Dolmetschers habe man Hauptmann Hörmann die Verärgerung darüber angemerkt, dass sich die Gestapo in die Belange des Stalag einmischte.334


Von den 3.088 überprüften Gefangenen sonderte das Einsatzkommando der Gestapo 410 Gefangene aus (darunter drei Funktionäre und Offiziere, 25 Juden, 69 „Intelligenzler“, 146 fanatische Kommunisten, 85 „Hetzer und Aufwiegler“ und 47 unheilbar Kranke).335 Die Gestapo forderte nun Oberst Nepf auf, diese Gefangenen herauszugeben, damit sie in mehreren Gruppen ins KZ Dachau transportiert werden konnten. Nepf und Hörmann hatten zwar vom OKW Anweisungen zur Aussonderung erhalten, aber keine Informationen, was mit den Ausgesonderten geschehen sollte. Sie übergaben daher zunächst die Betroffenen an die Gestapo, die die Gefangenen nach Dachau brachte.336


Als die den ersten Transport bewachenden Landesschützen nach ihrer Rückkehr berichteten, dass die Gefangenen alle erschossen worden waren, ließen Nepf und Hörmann den nächsten Transport von einem als Dolmetscher eingesetzten Studenten begleiten, um die Darstellung der Landesschützen zu überprüfen.337 Dieser gab nach Kriegsende als Zeuge im oben genannten Ermittlungsverfahren von den Vorgängen Folgendes zu Protokoll:


„Die Gefangenen wurden auf einen Schießplatz mit zwei Schießfluchten gebracht. […] In eine dieser Schießfluchten fuhren die LKW mit den russischen Kriegsgefangenen rückwärts hinein. Die Kriegsgefangenen mussten aus dem LKW herausspringen und sich in der Flucht in der Reihe von 5 Personen aufstellen. Danach wurde die Anordnung gegeben, dass sich alle Kriegsgefangenen nackt ausziehen mussten. […]. Die russischen Kriegsgefangenen merkten in dem Zeitpunkt, wo sie sich entkleiden mussten, was mit ihnen geschehen sollte. Die Reaktion darauf war bei ihnen sehr verschieden. Eine Anzahl führte den Befehl schweigend aus, und stand wie gelähmt dort, andere sträubten sich, fingen an zu weinen und zu schreien […]. Nach kurzer Zeit begann die Exekution der Kriegsgefangenen. Eine Gruppe von 5 SS-Leuten fasste je einen Kriegsgefangenen bei der Hand und führte diesen im Laufschritt aus der einen Schießflucht in die andere hinein, um sie an die im vorderen Teil der Schießflucht befindlichen etwa 1m hohen Holzpflöcke anzubinden. […]. Darauf entfernten sich die SS-Leute und es stellte sich in einer Entfernung von etwa 15m eine Gruppe von meines Wissens 20 bewaffneten SS-Leuten auf. Auf ein Kommando feuerte jeder dieser SS-Leute einen Schuss ab. Ein großer Teil der 5 Gefangenen sank sofort aber langsam zu Boden. Wenn einer noch stehen blieb, lief der Leiter des Kommandos nach vorne und gab dem betreffenden Gefangenen einen Genickschuss. Dann trat das Exekutionskommando beiseite und es fuhr eine weitere Gruppe von SS-Leuten zu den erschossenen Gefangenen, um diese auf einen Rollwagen zu verladen. Man fuhr dann die Leichen aus der Schießflucht heraus und warf sie auf einen Haufen.“338


Bis dahin hatten die beteiligten Offiziere die Gestapo nur nicht unterstützt, jetzt begannen, sie aktiv gegen die Aussonderungen vorzugehen. Sie unterscheiden sich damit von den meisten anderen für sowjetische Gefangene zuständigen Wehrmachtsangehörigen, die sich für das Schicksal der Ausgesonderten nicht weiter interessierten und die Tatsache, dass diese exekutiert wurden, einfach zur Kenntnis nahmen.339


Oberst Nepf und Hauptmann Hörmann lehnten es nun nämlich ab, der Gestapo weiter beim Transport der Gefangenen behilflich zu sein und verweigerten Transportmittel. Hörmann untersagte den Wachsoldaten, Fluchtversuche oder Ähnliches der Gestapo zu melden. Er informierte außerdem Major Meinel im Stellvertretenden Generalkommando von den Vorgängen. Dieser schaltete seinen Vorgesetzten, Generalmajor v. Saur, ein.340


Meinel und v. Saur hatten bereits eine Inspektionsreise in den Außenlagern durchgeführt, um sich über die Art der Befragungen durch die Gestapo zu informieren und dabei festgestellt, dass Gefangene von der Gestapo bei den Vernehmungen auch misshandelt worden waren.341


Meinel und Hörmann kritisierten, dass die Gestapo ihre Überprüfungen oberflächlich durchführe und außerdem die Gefangenen entgegen allen Völkerrechts in Dachau erschossen würden. Major Meinel verfasste einen scharf formulierten Protest. Darin warf er dem Einsatzkommando unzulängliches Arbeiten vor - ein geschickter Schachzug, da nun die Gestapo-Beamten fachlich in ihrer Kompetenz angegriffen waren und unter Rechtfertigungsdruck gerieten. V. Saur unterschrieb diesen Protest und schickte ihn an den ranghöchsten für Kriegsgefangene zuständigen deutschen Wehrmachtsoffizier, General Reinecke. Dieser leitete ihn an das Reichssicherheitshauptamt (RSHA) weiter, die vorgesetzte Dienststelle der Gestapo.342 Von dort wurde die Gestapo-Stelle München aufgefordert, in Zukunft die Aussonderungen streng nach Vorschrift durchzuführen und die Sache im Einvernehmen mit dem Kommandeur der Kriegsgefangenen im Wehrkreis VII zu klären343 Noch hielten sich OKW und RSHA aus der Angelegenheit heraus und ließen die Akteure vor Ort den Konflikt regeln, ein Vorgehen, das nicht zum Erfolg führen sollte.


Die Gestapo-Beamten reagierten gekränkt. Das Verfahren sei streng nach Vorschrift abgewickelt worden, unter anderem habe man für jeden Gefangenen ein Formblatt angelegt. Sie warfen ihrerseits den Wehrmachtsangehörigen vor, sie hätten Gefangene, die sich kleinere Vergehen hatten zuschulden kommen lassen, zur Aussonderung vorgeschlagen, nur um sie loszuwerden. Deutschsprechende Juden hingegen, die bereits ausgesondert worden waren, hätten sie behalten wollen. Außerdem beschwerten sie sich über Meinel als jemanden, der sich der nationalsozialistischen Weltanschauung gegenüber ablehnend verhalte. Des Weiteren versuchten sie, die Ablösung Hauptmann Hörmanns zu erreichen.344 Schließlich suchte sich die Gestapo Unterstützung im Stellvertretenden Generalkommando VII und trat an den dortigen Abwehroffizier heran, der sich selbst als „alten Nazi“ bezeichnete, um ihn für ihre Sache einzunehmen.345


Ein Gespräch der Gestapo mit den Offizieren des Generalkommando VII zur Klärung der Situation verlief ergebnislos. V. Saur, um ein Gespräch gebeten, verwies „infolge Überanspruchung und mangels Zeit“ auf Meinel, der jedoch auf seiner Position beharrte und unter anderem erklärte, dass vom soldatischen Standpunkt aus das Verfahren nicht zu billigen sei, da die Gefangenen einfach erschossen würden. Außerdem würden die sowjetischen Soldaten zum Arbeitseinsatz benötigt. Er rechnete vor, wie viele Arbeitsstunden durch die Erschießungen verloren gingen. Gerade die „Intelligenz“ werde als Facharbeiter und Dolmetscher dringend benötigt. Schließlich bestehe die Gefahr, dass die sowjetische Führung von diesen Vorgängen erfahre und dann deutsche Soldaten genauso behandele.346


Insgesamt hatte das Einsatzkommando der Gestapo in Moosburg 455 Gefangene ausgesondert. Von diesen waren 267 nach Dachau gebracht und auf dem Schießplatz Hebertshausen (heute Gedenkstätte) ermordet worden.347 Als sie dies erfahren hatten, verweigerten die beteiligten Offiziere die Herausgabe der restlichen 188 ausgesonderten Gefangenen und sabotierten im weiteren Verlauf regelrecht die Maßnahmen der Gestapo.348


Im Stalag ignorierte man zunächst einfach das Ersuchen, die Gefangenen der Gestapo auszuliefern und nach Dachau zu transportieren. Eine erneute Anfrage der Gestapo im Januar 1942 sandte die Lagerleitung an das Stellvertretende Generalkommando. V. Saur verweigerte die Herausgabe, verwies auf die Arbeitsmarktlage und verlangte, die Gefangenen erneut zu überprüfen. Die Offiziere versuchten offensichtlich, mit der Beschreitung des Dienstweges die Angelegenheit zu verzögern und mit der Aufforderung nach erneuter Überprüfung die Sache im Sande verlaufen zu lassen.349 Auch die für den niederbayerischen Teil des Wehrkreises VII zuständige Gestapo-Stelle Regensburg erfuhr jetzt, dass von den 278 von ihr Ausgesonderten nur 34 nach Dachau gebracht worden waren. Ein Beamter der Gestapo-Stelle Regensburg besprach sich nun mit Major Meinel, hatte aber ebenfalls keinen Erfolg. Er berichtete, er habe den Eindruck gewonnen, Meinel gehe es nicht nur um die Arbeitskräfte an sich, sondern auch darum, der Gestapo zu trotzen.350


Dabei stärkte der Befehl Hitlers vom 24.12.1941, wonach sowjetische Gefangene verstärkt zum Arbeitseinsatz in der Rüstung heranzuziehen seien – eine Anordnung, die in gewissem Widerspruch zu den Aussonderungen stand - die Position der Offiziere.351


Beide Seiten suchten nun Verbündete. V. Saur kontaktierte das Landesarbeitsamt Bayern und wies auf die Bedeutung der sowjetischen Gefangenen für den Arbeitseinsatz hin. Das Landesarbeitsamt intervenierte seinerseits beim RSHA. Die Gestapo wiederum wandte sich zunächst an den Höheren SS- und Polizeiführer, Freiherr von Eberstein. Dieser intervenierte im Dezember 1941 bei v. Saur, der ihm im Januar 1942 abschlägig antwortete. Nun wandte sich die Gestapo an Gauleiter Wagner und erhielt von dort Rückendeckung.352


Die Situation eskalierte weiter, als bekannt wurde, dass am 07.01.1942 die ausgesonderten sowjetischen Soldaten von ihren bisherigen Arbeitskommandos abgezogen und auf neu eingerichtete Arbeitskommandos verteilt worden waren. Das heißt, dass die Gestapo die Gefangenen erst einmal ausfindig machen musste, angesichts der großen Zahl an Arbeitskommandos ohne entsprechende Informationen aus dem Stalag ein fast aussichtsloses Unterfangen.353 In einem Gespräch am 16.01.1942 zwischen einem Beamten der Gestapo Regensburg, Major Meinel und einem weiteren Offizier des Stellvertretenden Generalkommandos VII erklärte Meinel, er habe Anweisung vom OKW, die Auslieferung der Gefangenen an die Gestapo zu stoppen. Die Liste der Gefangenen werde der Gestapo Regensburg zur erneuten Überprüfung übergeben. Außerdem werde der Lagerkommandant seine eigenen Feststellungen treffen.354 Damit hatte Meinel die Gestapo vor vollendete Tatsachen gestellt.
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